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Weitere Fragen zur Tätigkeit der Bewertungstelle 


Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Vortrag, gehalten auf der Tagung der Finanzamtsvorſteher in Breslau im September 1940 


en 


. Einführung, 

Bedeutung der Einheitsbewertung des Grundbeſitzes, 

. Gleichmäßigkeit der Beſteuerung, 

Die Bezeichnungen „Grundſtück“ und „Grundbeſitz“, 

. Wirkung der landwirtſchaftlichen Mindeſtbewertung, 

. Zugehörigkeit der Wohnung des Betriebsinhabers bei ge⸗ 
miſchten Betrieben, 

7. Schätzung der üblichen Miete ($ 34 Abſatz 4 RBew DP), 


SD 


D 


1. Einführung 

Ich gehe auf die Tätigkeit der Bewertung 
ſtel e ein. Dieſe Tätigkeit iſt zurzeit verſchieden bei 
den Finanzämtern des Altreichs und bei den Finanz⸗ 
ämtern der neu hinzugekommenen Gebiete. 
Es iſt bei den Finanzämtern in den Reichsgauen der Oſt⸗ 
mark und des Sudetenlandes und bei den Finanz⸗ 
ämtern in Danzig und im Memelland zurzeit eine 
Hauptfeſtſtellung der Einheitswerte für den Grund- 
beſitz im Gang. Die Finanzämter des Altreichs haben 
ſich dagegen nur mit Fortſchreibungen, Nach⸗ 
feſtſtellungen, Berichtigungen uſw. zu be⸗ 
faſſen. Ich werde trotzdem meine Ausführungen ſo halten 
können, daß ſie allen Finanzämtern etwas bedeuten 
können. 1 l 

Die Bewertungſtelle befaßt ſich nur mit der Beſteue⸗ 
rung des Grundbeſitzes. Sie erledigt aus dem 
Gebiet der Einheitsbewertung nur die Einheits ⸗ 
bewertung für den Grundbeſitz. Die Einheits⸗ 
bewertung des Betriebsvermögens iſt ein Teil 
der Vermögenſteuerveranlagung. Sie iſt 
Aufgabe der Veranlagungſtellen. Es muß ſtets, 
wenn von Einheitsbewertung geſprochen wird, zwiſchen 
den beiden Arten der Einheitsbewertung 
unterſchieden werden. 


2. Bedeutung der Einheitsbewertung des Grundbeſitzes 


Die Einheitsbewertung iſt eingeführt worden, um 
einheitliche Beſteuerungsgrundlagen für 


8. Bewertung der Einfamilienhäuſer, 

9. Behandlung der Wohnlauben, 

10. Abſetzungen für Abnutzung bei Fabrikgrundſtücken, 
11. Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung, 

12. Anderung der Miete, 

13. Unbebaute Grundſtücke, 

14. Befreiungen von der Grundſteuer. 


die Steuern des Reichs und der Gemeinden 
zu ſchaffen. Es liegt im Weſen der Einheits⸗ 
bewertung, daß ſich ihre Bedeutung nicht in den 
Einnahmen an Reichsſteuern erſchöpft, ſondern 
auch die Gemeindeſteuern in Betracht gezogen 
werden müſſen. Es liegt gerade für den Grund⸗ 
beſitz die Hauptbedeutung der Einheitsbewertung 
auf dem Gebiet der Gemeindeſteuer, d. i. der 
Grundſteuer. 


Es werden an Reichsſteuern von der Einheits⸗ 
bewertung des Grundbeſitzes hauptſächlich die Ver⸗ 
mögenſteuer, die Aufbringungsumlage, die 
Reichsfluchtſteuer und die Erbſchaftſteuer 
beeinflußt. Auch die Reichs nährſtandsbeiträge 
ſind zu nennen. Sie gehören zwar nicht unmittelbar 
zu den Reichsſteuern, haben aber eine ähnliche 
Bedeutung. 


Es treten dazu noch manche anderen Steuern, 
auf die die Einheitsbewertung mittelbar einwirkt. 
Saft alle Steuern der Lan dwirtſchaft 3. B. 
gehen auf den Einheitswert zurück. Ich weiſe auf den ſehr 
überſichtlichen Aufſatz von Schmidt⸗Degenhardt 
über „Die fachlich-rechtlichen Auswirkungen der Einheits⸗ 
bewertung“ in Nr 40 der DStZ 1939 hin. 


Die Grundſteuer wird für die Gemeinden in 
dem erweiterten Reichsgebiet ein Auf- 
kommen von etwa zwei Milliarden RM 
bringen. Sie iſt das Rückgrat der Gemeinde⸗ 
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finanzen, insbeſondere deswegen, weil ſie be⸗ 
ſtändig iſt. 

Die Bedeutung der Einheitsbewertung erhö ht 
fich dadurch. daß ihre Feſtſtellungen nicht bloß für ein 


Jahr, ſondern für viele Jahre Geltung haben. 


Die Feſtſetzung der Grundſteuermeßbeträge, 
die von der Einheitsbewertung abhängig iſt, wirkt un⸗ 
mittelbar auf die Kriegs finanzierung ein. 
Die Grundſteuermeßbeträge bilden eine Grundlage 
für die Bemeſſung des Kriegsbeitrags der 
Gemeinden. Der Grundſteuermeßbetrag ſpielt auch auf dem 
wichtigen Gebiet des Finanzausgleichs eine bedeut⸗ 
ſame Rolle bei Beurteilung der Steuerkraft 
der Gemeinden. 


Es ſind bei der Einheitsbewertung 1935 im Altreich 
Einheitswerte feſtgeſtellt worden insgeſamt: 
für die Land- und Forſtwirt⸗ * 
e ee a Piiianheil- IE 
für das Grundvermögen. 79 Milliarden RM 


für den Grundbeſitz zuſammen 120 Milliarden AM. 


Diefe Zahlen werden jetzt noch höher werden 

1. infolge des Anwachſens des Vermögens auf 
Grund der wirtſchaftlichen Entwicklung, 

2. infolge der Einbeziehung der heimgekehr— 
ten Gebiete. 


Die Bedeutung der Einheitsbewertung darf nicht 
nach dem Aufkommen beurteilt werden, das der 
Finanzkaſſe unmittelbar durch die Einheitsbewertung 
zufließt. Es iſt hauptſächlich die Grundſteuer 
in den Vordergrund zu ſtellen. 


Es ergeben ſich bei der Einheitsbewertung, auch bei den 
Berichtigungen und Fortſchreibungen oft ſchwierige 
Fragen. Es ſind zur Beurteilung dieſer Fragen nur 
Beamte in der Lage, die über Erfahrung verfügen 
und den Bewertungsfragen das erforderliche Ver⸗ 
ſtändnis entgegenbringen. Es iſt Aufgabe des Finanz⸗ 
amtsvorſtehers, die richtigen Männer für die Ve⸗ 
wertungſtelle auszuwählen. Es müſſen Männer ausgewählt 
werden, die beſonderes Verſtändnis für Be- 
wertungsfragen zeigen und der Bewertungstätigkeit 
eine beſondere Neigung entgegenbringen. Ein 
Wechſel in der Beſetzung der Bewertungſtelle muß mög- 
lichſt vermieden werden. 


Ein Mitarbeiter der Bewertungſtelle, der ſeiner 
Aufgabe gerecht werden will, muß ſelbſt Augen un d 
Ohren offen halten und die Fälle ausfindig machen, 
in denen eine Anderung der Einheitsbewer⸗ 
tung erforderlich iſt. Die anderen Teile des Finanz⸗ 
amts müſſen ihn dabei unterſtützen. Sie müſſen ihm 
Mitteilungen und Anregungen geben. Die beim 
Finanzamt vorhandenen Unterlagen müſſen für die 
Einheitsbewertung zutreffend ausgewertet 
werden. Die Geſchäftsprüfungen haben inſofern wiederholt 
Mängel aufgedeckt. Die Finanzamts vorſteher 
können durch perſönliches Eingreifen dafür 
ſorgen, daß die verſchiedenen Stellen des Finanzamts 
richtig zuſammenwirken und daß die erforder⸗ 
lichen Anderungen der Einheitsbewertung zutreffend 
vorgenommen werden. 


3. Gleichmäßigkeit der Beſteuerung 


Die Gleichmäßigkeit der Beſteuerung iſt 
bei der Grundſteuer beſonders wichtig. Die 
Grundſteuer nimmt den Grundſtücksbeſitzern einen er⸗ 
heblichen Teil des Grundſtücksertrags. Sie 
iſt empfindlich. Sie trifft weiteſte Volks⸗ 
kreiſe. Es liegt außerdem beſonders nahe, daß 
der einzelne Grundbeſitzer ſeine Steuer mit der des Nach⸗ 
barn vergleicht. Die Vergleichs möglichkeit 
iſt hier viel leichter als bei anderen Steuern. Un⸗ 
gleichmäßigkeiten in der Beſteuerung ſind deshalb 


bei der Grundſteuer noch viel weniger zu dulden 
als bei anderen Steuern. Stellen ſich Fehler bei der 
Einheitsbewertung heraus, ſo müſſen ſie beſeitigt 
werden. Das gilt ſowohl zugunſten als auch zu⸗ 
ungunſten des Steuerpflichtigen. 


Es ſtehen zur Durchführung der Berichtigung zwei 
Wege zur Verfügung: 


1. die rückwirkende Berichtigung für den ur⸗ 
ſprünglichen Feſtſtellungszeitpunkt, 

2. die Fortſchreibung für einen ſpäteren Feſtſtel⸗ 
lungszeitpunkt. 


Es iſt Frage des einzelnen Falls, welcher Weg 
beſchritten werden ſoll. Es wird ſehr oft die Fort⸗ 
ſchreibung genügen. Es wird dadurch verhindert, 
daß die längſterledigten Steuer zahlungen 
für vergangene Jahre aufgerollt werden. 


4. Die Bezeichnungen „Grundſtück“ und „Grundbeſitz“ 


Wir müſſen uns bei der Einheitsbewertung des Grund⸗ 
beſitzes von vornherein an eine richtige Handhabung 
der von den Geſetzen geprägten Ausdrücke gewöhnen. 
Das Wort „Grundſtück“ iſt für die Einheitsbewertung die 
Bezeichnung der wirtſchaftlichen Einheit 
des Grundvermögens (§ 50 Abſatz 1 Satz 3 
N BewG). 

Es iſt davon der Ausdruck „Grund beſitz“ zu unter⸗ 
ſcheiden. Es wird mit dieſem Ausdruck alles zuſammen— 
gefaßt, was man ſonſt unter der Bezeichnung Liegen ⸗ 
ſchaften zu bezeichnen pflegt. Der Ausdruck Grundbeſitz 
iſt im 8 2 Gr St feſtgelegt. Er wird aber auch ſchon 
im Reichsbewertungsgeſetz (8 57) im gleichen 
Sinn gebraucht. Er umfaßt: 


1. die wirtſchaftlichen Einheiten des land ⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Vermögens, 


2. die wirtſchaftlichen Einheiten des Grund⸗ 
vermögens, 
3. die Betriebsgrundſtücke. 


Der Ausdruck „Grundbeſitz“ iſt die umfaſſende Be⸗ 
zeichnung für alles, was der Grundſteuer 
unterliegt. 


5. Wirkung der landwirtſchaftlichen Mindeſtbewertung 


Ich gehe zunächſt auf das land- und forftwirt- 
ſchaftliche Vermögen em. 

Die Vorſchriften über die landwirtſchaftliche Mindeit- 
bewertung ($ 33 RBeweß und §§ 5 bis 7 RBew ds) 
ſehen vor, daß ein landwirtſchaftlicher Beſitz nicht 
niedriger bewertet werden darf, als den zu⸗ 
gehörigen Wohnge bäuden entſpricht. Von dieſer 
Mindeſtbewertung iſt ſehr viel Gebrauch gemacht 
worden. Es ſind im Altreichetwa 40 v. H. der land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe mit dem Mindeſtwert erfaßt 
worden. Ich nehme an, daß der Hundertſatz in der Oſt⸗ 
mark uſw. noch größer fein wird. 

Die Grundſteuer wird infolge der Mindeſtbewertung, 
wenn man ſie auf einen Hektar umrechnet, für die 
kleinen landwirkſchaft indem Bere 
höher als für die größeren Betriebe. Dieſe Folge iſt vom 
Geſetzgeber gewollt. 

Es iſt die Befürchtung geäußert worden, daß die 
Beſtimmung insbeſondere in der Oſtmark unſozial 
wirken könne. Man hat gedacht, daß ſich die Steuern 
vom Grundbeſitz durch die Mindeſtbewertung von 
dem Groß⸗ und Mittelbeſitz auf den Kleinbeſitz 
verlagern würden. Wir haben deswegen Er- 
hebungen für die Oſtmark veranſtaltet. Dieſe Er- 
hebungen haben ergeben, daß die Befürchtungen un⸗ 
gerechtfertigt ſind. Dasſelbe, was wir durch die 
Mindeſtbewertung erreichen, iſt in der Oſtmark dadurch 
erreicht worden, daß die landwirtſchaftlichen Betriebe 
nicht nur der landwirtſchaftlichen Grundſteuer, ſondern in 
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gewiſſem Umfang auch der Gebäudeſteuer unter- 
liegen. Wird die bisherige Belaſtung mit der künftigen Be⸗ 
laſtung verglichen, jo darf natürlich nicht bloß die bis⸗ 
herige landwirtſchaftliche Grundſteuer in 
Betracht gezogen werden. Es muß auch die Gebäude ⸗ 
ſteuer herangezogen werden. Unſere ſtatiſtiſchen Er⸗ 
hebungen haben ergeben, daß keine Mehrbelaſtung, 
ſondern eine Minderbelaſtung der kleinen Be⸗ 
triebe im Verhältnis zu den größeren Betrieben eintritt. 


6. Zugehörigkeit der Wohnung des Betriebsinhabers bei 
gemiſchten Betrieben 


Viele Landwirte haben gleichzeitig einen 
gewerblichen Betrieb. Das bekannteſte Beiſpiel 
dafür iſt der Dorfgaſthof. Es finden ſich aber auch 
Beiſpiele in anderen Gewerbezweigen. Faſt 
alle Handwerker auf dem Land haben gleich⸗ 
zeitig etwas Landwirtſchaft. Es ſind Zweifel entſtanden, 
wie in ſolchen Fällen die Wohnung des Betriebs- 
inhabers zu behandeln iſt. 


Die Wohnung wird in ſolchen Fällen in der Regel 
zur Landwirtſchaft zu rechnen ſein. Die land⸗ 
wirtſchaftlichen Hektarſätze enthalten einen Teil, der 
auf die Wohnung des Betriebsinhabers entfällt. 
Es wird bei der Landwirtſchaft ſtets davon ausgegangen, 
daß zur Landwirtſchaft eine Wohnung des 
Betriebsinhabers gehört. Bei den gewerblichen 
Betrieben iſt das gerade umgekehrt. Die Woh⸗ 
nung des Betriebsinhabers iſt in der Regel nicht Be⸗ 
ſtandteil des Betriebsvermögens. Sie iſt als 
Wohnung beſonders entſprechend der Jahresrohmiete 
zu bewerten. Sie gehört in der Regel zum 
Grundvermögen. 


Trifft ein landwirtſchaftlicher Betrieb mit einem ge⸗ 
werblichen Betrieb zuſammen, ſo iſt die Wohnung meiſt 
auf die Landwirtſchaft zugeſchnitten. Sie 
wird von der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
wertung mit erfaßt. Hat der Eigentümer neben feiner 
Landwirtſchaft noch ein Gewerbe, ſo kann dadurch die Be⸗ 
Fernen ſeiner Wohnung nicht beeinflußt 
werden. 


Eine andere Handhabung iſt nur dann am 
Platz, wenn die Wohnung aus dem Rahmen land⸗ 
wirtſchaftlicher Wohnungen heraus fällt. 
Das wird dann der Fall ſein, wenn die Landwirtſchaft 
in den Hintergrund tritt und der gewerbliche 
Betrieb für den Beſitzer die Hauptſache iſt. Es wird 
dann der Gewerbetreibende eine größere Wohnung 
haben, als ſie ſeinem landwirtſchaftlichen Betrieb entſpricht. 
Beiſpiel: 

Der Beſitzer einer Ausflugsgaſtwirtſchaft mit Saalbetrieb 
hat nur wenige Hektar Landwirtſchaft. Der Betrieb iſt voll⸗ 
kommen auf die Gaſtwirtſchaft zugeſchnitten. Die Wohnung des 
Betriebsinhabers entſpricht nicht der Wohnung eines Landwirts 


mit wenigen Hektar Land, ſondern iſt der Größe des Gaſtwirt⸗ 
ſchaftsbetriebs angepaßt. 


Die Wohnung gehört in den Fällen der geſchilderten 
Art nicht zum land und forſtwirtſchaftlichen 
Vermögen. Sie muß beſonders als Grund⸗ 
vermögen angeſetzt werden. Die Wohnung iſt dagegen 
in allen anderen Fällen, in denen fie nicht aus dem 
Rahmen des in der Gegend üblichen herausfällt, zum 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögen 
zu rechnen, alſo nicht beſonders anzuſetzen. 


Die gleiche Auffaſſung iſt bereits in einem Er⸗ 
laß vom 12. März 1935 (RStBl 1935 S. 465) ver⸗ 
treten worden. Es iſt damals als ausſchlaggebend 
bezeichnet worden, ob die landwirtſchaftliche Be⸗ 
tätigung des Eigentümers hinter der ge⸗ 
werblichen Tätigkeit weſentlich zurücktritt und 
ob der Gewerbebetrieb die Haupterwerbs⸗ 
quelle bildet. 


7. Schätzung der üblichen Miete (§ 34 Abſatz 4 RBew D) 
Ich komme zum Grundvermögen. 


Es hat die Schätzung der üblichen Miete Schwie⸗ 
rigkeiten bereitet. Dieſe tritt den Beſtim mungen des 
§ 34 Abſatz 4 RBew DV gemäß in manchen Fällen an 
die Stelle der Jahresrohmiete. 


Es hat im Sudetenland bisher eine Beſtimmung 
gegolten, wonach die Wohnung des Hauseigen⸗ 
tümers für die bisherige Gebäudeſteuer um 25 v. H. 
niedriger angeſetzt werden darf als eine entſprechende 
vermietete Wohnung. Solche Vorſchriften dürfen jetzt nicht 
mehr beachtet werden. Es iſt die volle übliche Miete 
zu ſchätzen, alſo eine Miete, wie ſie für die vom Hauseigen⸗ 
tümer benutzte Wohnung im Fall der Vermietung zu er⸗ 
zielen wäre. 


Es kann als übliche Miete ſtets nur eine ortsüb⸗ 
liche Miete bezeichnet werden. Es iſt in einem mir zu⸗ 
gegangenen Schreiben aus dem Sudetenland die Auf⸗ 
faſſung vertreten worden, daß die gleichartigen 
Wohnungen der Hauseigentümer in fünf 
nebeneinander liegenden Häuſern deswegen verſchieden 
angeſetzt werden müßten, weil die Mieten der Woh⸗ 
nungen in den fünf Häuſern je nach dem Verhalten der 
Hausbeſitzer verſchieden ſeien. Es iſt die Meinung 
vertreten worden, daß die Miete für die Wohnung des 
Eigentümers nachden Verhältniſſen jedes ein⸗ 
zelnen Hauſes geſchätzt werden müſſe. Dieſe Anſicht iſt 
falſch. Selbſt wenn gewiſſe Unterſchiede in der Miet⸗ 
bemeſſung je nach dem Verhalten des Hausbeſitzers be⸗ 
ſtehen, ſo iſt es doch immer möglich, für beſtimmte 
Arten von Wohnungen zu ermitteln, welche Miete dafür 
in der Gegend regelmäßig gezahlt wird. Dieſe 
regelmäßig gezahlte Miete iſt die übliche Miete. Es 
kommt nicht darauf an, welche Mieten der Haus⸗ 
beſitzer von ſeinen Mietern verlangt. 


Die übliche Miete kann nur in den Fällen, in 
denen die Vorausſetzungen des Abſatzes 1 des § 34 RBew d 
erfüllt ſind, an die Stelle der tatſächlichen Miete geſetzt 
werden. Es iſt in der erwähnten Beſtimmung als eine 
der Vorausſetzungen bezeichnet, daß der Eigen⸗ 
tümer dem Mieter die Räume mit Rückſicht auf perſon⸗ 
liche (insbeſondere verwandtſchaftliche) oder wirt⸗ 
ſchaftliche Beziehungen oder mit Rückſicht auf ein 
Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis zu einem um 
mehr als 20 v. H. von dem üblichen Mietzins ab⸗ 
weichenden Entgelt überlaſſen hat. Ob dieſe Vor⸗ 
ausſetzung erfüllt iſt, kann nur nach den Umſtänden 
des einzelnen Falls feſtgeſtellt werden. 


Es gibt Häuſer, die mit Darlehen des Reichs 
oder anderer Stellen zu günſtigen Bedingungen 
errichtet worden ſind. Die Eigentümer ſind infolge der 
günſtigen Bedingungen in der Lage, niedrige Mieten 
zu berechnen. Iſt es möglich, in ſoſchen Fällen die tatſäch⸗ 
liche Miete durch die übliche Miete bei der Bewertung 
zu erſetzen? Die Beantwortung der Frage hängt davon ab, 
ob die Beziehungen, die im § 34 Abſatz 4 RBew DV genannt 
find, zwiſchen dem Eigentümer und dems 
Mieter beſtehen müſſen oder ob auch ein entſprechendes 
Verhältnis zwiſchen dem Mieter und dem⸗ 
jenigen genügt, der dem Eigentümer die Mittel für den 
Bau der Häuſer zur Verfügung geſtellt hat. Es wird über 
dieſe Frage noch im Rechtsmittelver fahren zu 
entſcheiden ſein. 


Manche Finanzämter haben in der künſtlichen 
Senkung der Miete durch Reichsbaudarlehen und 
durch Zinsverbilligung einen Umſtand erblickt, der ſie zu 
einer Erhöhung der Bewertung $ 37 RBew d 
gemäß rechtfertigt. Dieſe Auffaſſung iſt nicht richtig. 
Eine Erhöhung der Bewertung iſt nur w egen der 
Umſtände möglich, die im § 37 aufgeführt find. 
Die künſtliche Senkung der Miete durch Reichsbaudarlehen 
und Zinsverbilligung gehört nicht dazu. Es kann 
alſo in ſolchen Fällen nich! von einer Erhöhung 
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der Bewertung auf Grund des § 37 ABemTV Ce⸗ 
brauch gemacht werden. 


8. Bewertung der Einfamilienhäuſer 


Es iſt geltend gemacht worden, daß die Ein⸗ 
familienhäuſer infolge hoher Bewertung ſtärker 
mit Grundſteuer belaſtet ſeien als entſprechende Woh⸗ 
nungen in Mietwohngrundſtücken. Ob dieſe Behauptung 
zutrifft, könnte nur durch eingehende Unter⸗ 
ſuchungen geklärt werden. Ich habe auch ſchon die 
gegenteilige Auffaſſung gehört. 


Wir müſſen uns ſelbſtverſtändlich im Rahmen der 
beſtehenden Vorſchriften halten. Soweit das 
aber innerhalb dieſes Rahmens möglich iſt, wollen wir dafür 
ſorgen, daß eine ungewöhnlich hohe Belaſtung 
der kleinen und mittleren Einfamilien⸗ 
häuſer unterbleibt. Die Grundſtener der 
kleinen Einfamilienhäuſer ſoll nicht weſen tlich 
höher ſein als die auf eine entſprechende Miet⸗ 
wohnung entfallende Steuer. Wir werden das oft durch 
eine entſprechende Bewertung erreichen 
können. Die niedrigeren Steuermeßzahlen der 
Einfamilienhäuſer (8 29 GrSt D) kommen uns dabei zu 
Hilfe. 


9. Behandlung der Wuhnlauben 


Es befinden ſich in Kleingärten oft Wohnla uben, 
die dem Sartenpädter gehören. Es entſteht die 
Frage, inwieweit dieſe Wohnlauben als Gebäude auf 
fremdem Grund und Boden zu behandeln, und der 
Grundſteuer zu unterwerfen ſind. Es hat fi, in Berlin 
und in anderen Städten die Praxis herausgebildet, daß 
ſolche Wohnlauben nur dann als Gebäude angeſehen 
werden, wenn ihr Wert mehr als 100 O RM be⸗ 
trägt. Es empfiehlt ſich, dieſer Praxis in allen Teilen 
des Reichs zu folgen. 


10. Abſetzungen für Abnutzung bei Fabrikgrundſtücken 


Die Wertverhältniſſevom ! Januar 1935 
bleiben $ 3a RBewDdV gemäß im Altreich bei Fort⸗ 
ſchreibungen und bei Nachfeſtſtellungen der Einbeitswerte 
maßgebend. Es gehört dazu auch, daß Abſetzungen 
für Abnutzung nur bis zum 1. Januar 1935 
berückſichtigt werden dürfen. Ter Reichs fina n3 hof 
hat dieſe Auffaſſung in einem Urteil, das in dieſen Tagen 
bekanntgegeben werden wird, ausdrücklich beftattı gt. 


Es tritt in der Oſtmark uſw. an die Stelle 
des 1. Januar 1935 der 1. Januar 1940. Wir 
haben bewußt die Fabrikgrundſtücke der Oſtmark uſw. da⸗ 
durch begünſtigt, daß wir ihnen auch noch die Ab» 
ſetzungen für Abnutzung für die fünf Jahre von 1935 bis 
1939 zugeſtanden haben. Es kann aber über den 
1. Januar 1940 hinaus bei künftigen Fort⸗ 
ſchreibungen und Nachfeſtſtellungen in der Oſtmark uſw. 
keine Abſetzung für Abnutzung vorgenommen werden. 


11. Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung 


Es ſind für Grundſtücke, die ſich am Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt im Zuſtand der Bebauung befinden, unter 
Umſtänden zwei Einheitswerte feſtzuſtellen (§ 33 a 
RBew DV). Es kommt für die Grundſtener nur der 
Wert des Grund und Bodens in Betracht. Es iſt 
aber für die Vermögenſteuerveranlagung ein 
beſonderer Einheitswert feſtzuſtellen, der die für 
den Neubau aufgewendeten Koſten berückſichtigt. 
Es iſt entſprechend zu verfahren, wenn auf einem Grund⸗ 
ſtück Gebäude im Bau ſind, auf dem ſich ſchon fertige 
Gebäude befinden. 

Die Feſtſtellung des beſonderen Ein ⸗ 


heitswerts § 33 a Abſatz 3 RBew Do gemäß iſt zwar 
ein Teil der Vermögenſteuerveranlagung. 
Der Wert muß aber als Einheitswert von der Be⸗ 


wertungſtelle feſtgeſtellt werden. 


Die Vorſchrift über den beſonderen Einheitswert für 
die Zwecke der Vermögensbeſteuerung ſtellt nur ganz kurz 
einen Grundſatz auf. Sie beſagt, daß die Koſten dem 
Grundſteuerwert hinzuzurechnen ſind, die für die im 
Bau befindlichen Gebäude oder Gebäudeteile bis zum 
Feſtſtellungs zeitpunkt entſtanden find. Der 
Grundſatz muß durch einige Regeln ergänzt werden. 
Seine Anwendung kann ſonſt zu Ergebniſſen führen, 
die mit den Grundgedanken der Einheitsbewertung 
nicht vereinbar ſind. Mehrere praktiſche Fälle haben 
mir Veranlaſſung gegeben, die folgenden Regeln 
aufzuſtellen. 


a) Feſtſtellungszeitpunktim Sinn des 833 a 
Abſatz 3 RBew DW tft der Zeitpunkt, der 
für die Vermögenſteuerveranlagung in 
Betracht kommt, jetzt alſo der 1. Januar 1940. 


Es darf nicht etwa von dem Zeitpunkt ausgegangen 
werden, zu dem letztmalig der Einheitswert feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Es würde ſonſt geradezu der Zweck des 
Abſatzes 3 vereitelt und eine Zurechnung der 
aufgewendeten Koſten verhindert werden. 


b) Die Zurechnung darf nicht zu einem 
höheren Wert führen, als er ſich für das 
fertige Gebäude ergeben würde. 


Das wird wichtig, wenn das Gebäude kurz vor der 
Vollendung ſteht. 


Bei te 

Der Grund und Boden iſt mit 10 000 RM bewertet. Es 
iſt auf dem Grundſtück ein Fabrikgebäude im Bau, das zu 
90 v. H. fertig iſt. Es find bisher 90 000 RM Baukoſten 
aufgewendet worden. Die wörtliche Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des $ 3a RBewDV würde einen Wert von 
100 000 RM ergeben. Der Wert des Grundſtücks würde 
nach Beendigung des Baus 75 000 RM e betragen. Der be⸗ 
ſondere Einheitswert $ 38 a RBew D gemäß darf nur auf 
dieſen Betrag feſtgeſetzt werden. 


c) Die Fortſchreibungsgrenzen des § 2a 
NBcwWwDB gelten nicht ohne weiteres für 
den beſonderen Einheitswert des 8 33a. 


Auch wenn der Bau erſt in den Anfängen ſteckt, ſind die 

Koſten für die Vermögenſteuerveranlagung hinzuzurechnen. 
Bie i el 

Es wird auf einem Fabrikgrundſtück mit einem Ein⸗ 

heitswert von 2 Mio RM ein großer Neubau errichtet, für 

den bis zum 1. Januar 1940 50 000 RM aufgewendet 


worden ſind. Die 50 000 RM find für die Zwecke der Ver⸗ 
mögensbeſteuerung hinzuzurechnen. 


d) Wird ein Gebäude errichtet, nach deſſen 
Fertigſtellung nicht die Fortſchrei⸗ 
bungsgrenzen des §S 2a RBew D über⸗ 
ſchritten werden würden, ſo muß von der 
Zurechnung abgeſehen werden. 


Dieſe Regel ergibt ſich aus der Regel b. Die Zurech⸗ 
nung darf nicht zu einem höheren Wert führen, als er ſich 
für das fertige Gebäude ergeben würde. Das fertige Ge⸗ 


bäude würde keine Wertfortſchreibung zur Folge haben. Es 


darf deshalb auch keine Zurechnung für das im Bau befind- 
liche Gebäude ſtattfinden. 


Beiſpiel: 

Es wird auf dem Fabrikgrundſtück mit dem Einheits⸗ 
wert von 2 Mio RM ein Neubau errichtet, durch den ſich 
nach Fertigſtellung der Wert um 70 000 RM erhöhen würde. 
Die Zurechnung der Baukoſten muß unterbleiben. 


e) Sind ſeit dem Feſtſtellungs zeitpunkt des 
Grundſteuerwerts Baulichkeiten errich⸗ 
tet worden und bezugsfertig geworden, 
die keine Wertfortſchreibung herbeige⸗ 
führt haben, und befinden ſich am Feſt⸗ 
ſtellungs zeitpunkt für den Vermögen⸗ 
ſteuerwertweitere Baulichkeiten im Bau, 
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fo müſſen die Aufwendungen für die 
fertiggeſtellten Bauten bei der Zurech⸗ 
nung für die Vermögensbeſteuerung mit 
berückſichtigt werden. 


Beiſpiel: 

Es iſt auf dem Fabrikgrundſtück mit dem Einheitswert 
von 2 Mio RM im Jahr 1939 ein Verwaltungsgebäude mit 
einem Kostenaufwand von 100 000 RM errichtet worden. 
Der Wert hätte ſich nur um 80 000 RM geändert. Eine 
Wertfortſchreibung unterbleibt, weil die Fortſchreibungs⸗ 
grenze nicht erreicht iſt. Es iſt auf dem Grundſtück am 
1. Januar 1940 noch ein Walzwerk im Bau, für das bisher 
120 000 RM aufgewendet worden find. 

Es müſſen die Aufwendungen für das Verwaltungs- 
gebäude mit 100 000 RM und für das Walzwerk mit 
120 000 zugerechnet werden. 


Es müflen alle für Baulichkeiten aufgewendeten 
Keoſten berückſichtigt werden. Es war die Anſicht ver⸗ 
treten worden, daß das fertige Gebäude nur mit ſeinem 
Wert von 80 000 RM zugerechnet werden dürfe. Ich 
kann dieſer Anſicht nicht zuſtimmen. Ich kann auch 
nicht eine völlige Außerachtlaſſung des Ver⸗ 
waltungsgebäudes für richtig halten. Die Frage iſt immer⸗ 
hin zweifelhaft. Sie wird im Rechtsmittelver⸗ 
fahren geklärt werden müſſen. Ich bitte Sie, bis zu 
15 NIE durch den Reichsfinanzhof meiner Anſicht 
zu folgen. 


12. Anderung der Miete 


Ich habe ſchon erwähnt, daß die Wertverhält⸗ 
niſſe vom 1. Januar 1935 für Fortſchreibungen und für 
Nachveranlagungen maßgebend bleiben ($ 3a 
RBew DV). Es tritt für die Oſtmark uſw. an die Stelle des 
1. Januar 1935 der 1. Januar 1940. Die bezeichnete Beſtim⸗ 
mung kann dann zu Schwierigkeiten führen, wenn 
ſich nach dem 1. Januar 1935 die Miete geändert hat. 


Die Höhe der Miete beeinflußt den Wert ausſchlag⸗ 
gebend. Die Höhe der Miete gehört zu den Wertver⸗ 
hältniſſen. Es bleibt grundſätzlich die Miete vom 
1. Januar 1935 für den ganzen Haupftfeſtſtel⸗ 
lungszeitraum maßgebend. 

Abweichungen von dieſem Grundſatz ſind nur in 
doppelter Hinſicht denkbar. 


a) 55 Anderung der Miete kann eine Berichtigung 
ein. 
Beiſpiel: 


Die frühere Miete iſt nach einer Friedensmiete von 
1200 RM berechnet worden. Es ſtellt ſich heraus, daß die 
Friedensmiete nur 1000 RM beträgt. 


In ſolchen Fällen werden wir auch den Einheits ⸗ 
wert berichtigen müſſen. Das kann in der Form 
einer Fortſchreibung geſchehen. 


b) Die Anderung der Miete kann auf einer Anderung 
des tatſächlichen Zuſtands des Grundſtücks 
beruhen. 

Beiſpiel: 
Es ſind durch einen Anbau an einem Haus alle Woh⸗ 


nungen des Hauſes vergrößert worden. Die Mieten der 
Wohnungen ſind aus dieſem Grund erhöht worden. 


Die Mieterhöhung muß in ſolchen Fällen berüd- 
ſichtigt werden. Sie führt zur Erfaſſung des 
jetzigen Zuſtands des Hauſes. 

Auch behördliche E ingriffe können als eine 
Veränderung des tatſächlichen Zuſtands angeſehen werden. 
Beiſpiel: 

Die Baupolizeibehörde unterſagt die Weiterbenutzung 
mehrerer Räume einer Wohnung. Die Wohnungsmiete wird 
aus dieſem Grund geſenkt. 

Das Verbot der Baupolizei gilt als eine Veränderung des 
tatſächlichen Zuſtands. Die Nietänderung iſt zu be⸗ 
rückſichtigen. 


Es iſt immer zu unterſuchen, ob die Mietänderung auf 
einer Anderung im Zuſtand des Grundſtücks beruht 
oder ob das Grundſtück unverändert geblieben iſt. Die 
Anderung iſt im erſten Fall zu berückſichtigen, im zweiten 
Fall nicht. 


13. Unbebaute Grundſtücke 


Ich habe mich bereits in dem Salzburger Vor⸗ 
trag ausführlich über die Bewertung der unbebauten 
Grundſtücke geäußert. Ich weiſe ergänzend dazu noch auf ein 
neues Urteil des Reichsfinanzhofs vom 
11. Juli 1940 (RStBl 1940 S. 763) hin. Es iſt durch dieſes 
Urteil eine inmitten des Häuſermeers gelegene Gärtnerei 
als gärtneriſcher Betrieb bezeichnet und die Bewertung der 
Ländereien als Bauland abgelehnt worden. Auch dieſes 
Urteil liegt durchaus im Sinn des Reichsfinanz⸗ 
miniſteriums. 

Wir wollen möglichſt alles Land, bei dem die land⸗ 
wirtſchaftliche oder gärtneriſche Nutzung den 
Hauptzweck bildet, entſprechend dieſem Hauptzweck, alſo 
als landwirtſchaftliches Vermögen bewerten. Wir müſſen 
überhaupt bei der Bewertung der unbebauten Grundſtücke 
ganz beſonders auf den Hauptzweck achten, dem das 
Grundſtück dient. Iſt ein Grundſtück als Kapital⸗ 
anlage erworben worden und iſt die landwir t = 
ſchaftliche oder die gärtneriſche Nutzung nur 
Nebenzweck, dann wird das Grundſtück im Zweifel 
als Grundvermögen zu behandeln ſein. 


Es wird in nächſter Zeit ein Runderlaß heraus⸗ 
gegeben werden, der von uns gemeinſam mit dem 
Reichskommiſſar für die Preisbildung er⸗ 
laſſen worden iſt. Dieſer Erlaß betont die Notwendigkeit 
engſter Zuſammenarbeit zwiſchen den Finanz⸗ 
ämtern und den Preisprüfungſtellen. Ich will au ch an 
dieſer Stelle ausdrücklich darauf hinweiſen, daß eine 
ſolche enge Zuſammenarbeit ſtattfinden muß. Es iſt anzu⸗ 
ſtreben, daß widerſprechende Entſcheidungen 
zwiſchen den Preisbildungſtellen und den Finanzämtern 
möglichſt vermieden werden. 


Die Zuſammenarbeit mit den Preisbehörden kann aller⸗ 
dings nicht dazu führen, daß wir die Vorſchriften 
über die Abgrenzung der unbebauten 
Grundſtücke verlaſſen. Es bleibt für uns der Grund⸗ 
fat des 851 Abſatz 2 R BewG maßgebend. Nur 
ſolche land⸗ und forſtwirtſchaftlich ge⸗ 
nutzten Grundſtücksflächen ſind zum Grundver⸗ 
mögen zu rechnen und als unbebaute Grundſtücke zu be⸗ 
werten, bei denen anzunehmen iſt, daß fie in ab⸗ 


ſehbarer Zeitanderen als land- und forſtwirtſchaft⸗ a 


lichen Zwecken dienen werden. 
Hat die Preisbehörde in einer Gemeinde Richt⸗ 


ſätze aufgeſtellt, ſo wird das Finanzamt für Grundſtücke in 


Gegenden, für die die Richtſätze nicht gelten, nicht 
eine baldige veränderte Nutzung annehmen 
dürfen. Es werden dann die Entſcheidungen der Preis⸗ 


behörde und des Finanzamts in der Regel überein⸗ 5 


ſtimmen müſſen. 


Es gilt aber nicht das gleiche für den umge⸗ 
daß die Preis behörde 


kehrten Fall. Es kann ſein, 


für eine Gegend Richt ſätze aufgeſtellt hat, daß aber das 
Finanzamt für dieſe Gegend nochn icht die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Bewertung als unbebaute Grundſtücke als 


erfüllt anſieht. Das Finanzamt hat ſich dabei an 


die 


bekannte Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 


zu halten. 


Übereinſtimmung mit den Preisbehörden 
auch hinſichtlich der Höhe der X 
werden. Es kann ſich allerdings ein gewiſſer Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Einheitswerten, die im Alt⸗ 
reich auf den 1. Januar 1935 feſtgeſtellt ſind, und den 
Richtpreiſen die die Preisbehörden feſtſetzen, oder den 
Preiſen, die die Preisbehörden bewilligen, für das Alt⸗ 
reich daraus ergeben, daß der Bewertung durch die Finanz⸗ 


muß möglichſt 5 
Preiſe erzielt 
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ämter die Wertverhältniſſe vom 1. Januar 
1935, der Preisbemeſſung durch die Preisbehörden aber 
die Wertverhältniſſe vom 17. Oktober 1936 
zugrunde liegen. Dieſer Unterſchied wird im allge⸗ 
meinen nicht mehrals 10 v. H. betragen. 

Beträgt der Unterſchied zwiſchen den Einheits⸗ 
werten der unbebauten Grundſtücke und den Preiſen, die die 
Preisbehörden feſtſetzen, mehr als 10 v. H., ſo ſind die 
Einheitswerte zu überprüfen. 

Sind die bei der Bewertung zugrunde gelegten Preiſe 
nach den Verhältniſſen am Bewertungſtichtag und die von 
den Preisbehörden bewilligten Preiſe nach den Verhältniſſen 
am Veräußerungſtichtag richtig bemeſſen, ſo beſteht 
kein Anlaß, die feſtgeſtellten Einheitswerte zu ändern. 
Die Wertverhältniſſe vom 1. Januar 1935 bleiben maß⸗ 
gebend. Fälle dieſer Art werden im weſentlichen da vor⸗ 
kommen, wo ſich die Wertverhältniſſe durch die Er⸗ 
richtung von Kaſernen, übungsplätzen und dergleichen ver⸗ 
ſchoben haben. 

Sind die der Bewertung zugrunde gelegten Preiſe 
nicht richtig bemeſſen worden, ſo müſſen die Ein⸗ 
heitswerte unter Zugrundelegung der zutreffenden 
Preiſe richtiggeſtellt werden. Es find dann die für 
den 1. Januar 1935 berichtigten Preiſe anzuſetzen. 

Iſt ein land⸗ und forſtwirtſchaftlicher 
Betrieb — ein ſolcher kann auch ein einzelnes Flurſtück 
ſein — für die land⸗ und forſtwirtſchaftliche 


Weiterbenutzung veräußert worden, ſo iſt eine 
Übereinſtimmung zwiſchen dem Einheitswert und 
dem Kaufpreis nicht zu erwarten. Der Kaufpreis 
iſt in der Regel weſentlich höher. 


14. Befreiungen von der Grundſteuer 

Das Grundſteuergeſetz hat die Befreiungen von 
der Steuer ſehr ſtark eingeengt. Ich habe mich über die 
Gründe dazu in dem Salzburger Vortrag aus⸗ 
geſprochen. Eine Befreiung eines Grundſtücks führt zu einer 
Erhöhung der Grundſteuerfüralle anderen 
Grundſtücke. Ich bitte Sie, die Befreiungsvorſchriften 
möglichſt eng auszulegen. Iſt das Finanzamt im 
Zweifel, ob es eine Befreiung bewilligen ſoll, dann wird 
es ſich zunächſt für eine Heranziehung ent⸗ 
ſcheiden und die endgültige Entſcheidung dem Rechts⸗ 
mittelverfahren überlaſſen. 


Ich nenne als ein Beiſpiel für die zutreffende Hand⸗ 
habung der Befreiungsvorſchriften das Urteil des Reichs⸗ 
finanzhofs über die Behandlung der Geneſungsheime 
von Krankenkaſſen vom 9. März 1939 (RStBl 1939 
S. 596). Das Geneſungsheim einer Krankenkaſſe iſt danach 
nicht als Krankenanſtalt anzuſehen und nicht von der Grund⸗ 
ſteuer befreit. Ich empfehle die Begründung dieſes 
Urteils einem eingehenden Studium. Sie iſt geeignet, 
Verſtändnis für eine zutreffende Auslegung 
der Befreiungsvorſchriften zu wecken. 


Lohnsteuernachzahlung und Lohnsteuererstattung 


bei unrichtigen Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte 


Von Oberregierungsrat Dr. Oeftering, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Lohnſteuernachzahlung, 

3. Lohnſteuererſtattung, 

4. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte, 

5. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte und Lohnſteuernachzahlung, 


1. Einführung 


Die Lohnſteuerkarte bildet eine weſentliche 
Grundlage des Steuerabzugs vom Arbeitslohn. Sie 
enthält die perſönlichen Verhältniſſe (3. B. den 
Familienſtand und die Steuergruppe) und die ſachlichen 
Verhältniſſe (z. B. erhöhte Werbungskoſten und Sonder⸗ 
ausgaben) des Arbeitnehmers, die für den Steuerabzug von 
Bedeutung ſind. Es ergibt ſich daraus, daß Eintragungen 
auf der Lohnſteuerkarte, die mit den wirklichen perſön⸗ 
lichen oder ſachlichen Verhältniſſen des Arbeitnehmers nicht 
ganz übereinſtimmen, zu erheblichen ſteuerlichen Folgen 
führen. 

Es iſt möglich, daß die Eintragungen auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte zu einer zu niedrigen Lohnſteuereinbehal⸗ 
tung führen. 

Beiſpiel: 

Auf der Lohnſteuerkarte eines dreißigjährigen nicht ver⸗ 
heirateten Arbeitnehmers, für den eine Kinderermäßigung 
nicht in Betracht kommt, iſt verſehentlich ſtatt der Steuer⸗ 
gruppe I die Steuergruppe II eingetragen worden. Der 
Arbeitgeber berechnet die Lohnſteuer nach der Steuergruppe II. 
Dieſe Lohnſteuer iſt niedriger als die Lohnſteuer, die ſich nach 
der Steuergruppe J ergeben würde. 


Es iſt auch möglich, daß die Eintragungen auf der 
Lohnſteuerkarte zu einer zu hohen Lohnſteuereinbehaltung 
führen. 

Beiſpiel: 


Auf der Lohnſteuerkarte einer dreitzigjährigen nicht ver⸗ 
heirateten Arbeitnehmerin iſt die Steuergruppe J vermerkt. 


6. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte und Lohnſteuererſtattung, 

7. Lohnſteuererſtattung aus Billigkeitsgründen, 

8. Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) und Wehr⸗ 
ſteuer. 


Die Arbeitnehmerin hat aber ein nicht jüdiſches Kind geboren, 
das im Alter von einem Jahr berſtorben iſt. Sie fällt deshalb 
in die Steuergruppe III. Der Arbeitgeber berechnet die Lohn⸗ 
ſteuer nach der Steuergruppe I. Die Lohnſteuer nach der 
Steuergruppe ] iſt höher als die Lohnſteuer, die ſich nach der 
Steuergruppe III ergeben würde. 


Sit infolge unrichtiger Eintragungen auf der Lohn— 
ſteuerkarte eine zu hohe oder zu niedrige Lohnſtener ein- 
behalten worden, ſo entſteht die Frage, ob der Unterſchieds⸗ 
betrag (bei zu niedriger Lohnſteuereinbehaltung) nach⸗ 
zuzahlen oder (bei zu hoher Lohnſteuereinbehaltung) 
zu erſtatten iſt. Die folgenden Ausführungen behandeln 
die Frage der Lohnſteuernachzahlung oder Lohnſteuer⸗ 
erſtattung in den bezeichneten Fällen. 


2. Lohnſteuernachzahlung 


Iſt auf der Lohnſteuerkarte aus irgendeinem Grund 
(3. B. infolge Verſehens der Behörde, die die Lohnſteuer⸗ 
karte ausſchreibt) zu Unrecht eine Eintragung vorgenom⸗ 
men, die fi) zugunſten des Arbeitnehmers auswirkt, fo 
muß an ſich nach allgemeinen Grundſätzen dieſes unrichtige 
ſteuerliche Ergebnis beſeitigt werden. Der Arbeitnehmer iſt 
bei der Lohnſteuer der Steuerſchuldner. Hinweis auf § 46 
Abſatz 1 Satz 1 LStꝰdB. Wird dieſem Steuerſchuldner 
durch den Arbeitgeber eine zu niedrige Lohnſteuer ein⸗ 
behalten, weil die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte 
zugunſten des Arbeitnehmers unrichtig ſind, ſo wird durch 
die Lohnſteuereinbehaltung der Steueranſpruch des 
Reichs nicht oder nicht voll befriedigt. Der Arbeit⸗ 
nehmer bleibt an ſich weiterhin Steuerſchuldner in Höhe des 
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nicht befriedigten Steueranſpruchs des Reichs. Das Reich 
iſt berechtigt, ſeinen nicht (nicht voll) erfüllten Steuer⸗ 
anſpruch zu verwirklichen. Es iſt dann an ſich nur noch eine 
Frage der Zweckmäßigkeit, ob das Reich ſeinen 
Steueranſpruch gegenüber dem Arbeitnehmer als 
Steuerſchuldner oder gegenüber dem Arbeitgeber 
als Haftenden geltend macht. Das Mittel zur Geltend⸗ 
machung des Lohnſteueranſpruchs des Reichs iſt in einem 
ſolchen Fall der Haftungsbeſcheid. Hinweis auf 
8 46 LSt DB. 


Dieſe Grundſätze beruhen auf allgemeinen Er⸗ 
wägungen über das Weſen des Steueranſpruchs und der 
Steuerſchuldnerſchaft. Sie erfahren für das beſondere Ge⸗ 
biet der Lohnſteuer eine weſentliche Einſchrän⸗ 
kung wegen des Grundſatzes der Maßgeblich⸗ 
rent die, Lohnſteuerkarte und wegen der Folge⸗ 
rungen, die ſich daraus ergeben. Hinweis auf die Ab- 
ſchnitte 4 bis 6. 


3. Lohnſteuererſtattung 


Iſt auf der Lohnſteuerkarte eine Eintragung vorgenom⸗ 
men, die mit den wirklichen Verhältniſſen des Arbeitnehmers 
in Widerſpruch ſteht, und wird deshalb eine zu hohe 
Lohnſteuer durch den Arbeitgeber einbehalten, ſo taucht der 
Gedanke der Lohnſteuererſtattung auf. Als 
Rechtsquelle für die Lohnſteuererſtattung kommt $ 152 der 
Reichsabgabenordnung in Betracht. § 152 der Reichs⸗ 
abgabenordnung lautet: 


(1) Iſt eine Steuer zu Unrecht beigetrieben, weil der 
Steueranſpruch erloſchen oder geſtundet war, oder das Zwangs⸗ 
verfahren gegen den, gegen den es gerichtet war, nicht hätte 
erfolgen dürfen, oder iſt eine Steuer doppelt bezahlt, ſo iſt der 
zu Unrecht gezahlte Betrag zu erſtatten. 


(2) Das gleiche gilt: f 

1. wenn eine Steuer für Rechnung eines Steuerpflichtigen 
ohne Mitwirkung des Steuerpflichtigen oder ſeines Ver⸗ 
treters zu Unrecht entrichtet worden iſt, 

9, wenn eine nicht feſtgeſetzte Verkehrſteuer zu Unrecht erhoben 
worden iſt. 
(3) Der Anſpruch auf Erſtattung erliſcht, falls nichts 


anderes beſtimmt iſt, wenn er nicht bis zum Ablauf des Ka⸗ 
lenderjahrs, das auf die Entrichtung folgt, geltend gemacht wird. 


Für die Erſtattung von Lohnſteuer kommt beſonders 
§ 152 Abſatz 2 Ziffer 1 in Betracht, das heißt der Fall, 
in dem eine Steuer für Rechnung eines Steuerpflichtigen 
ohne Mitwirkung des Steuerpflichtigen oder ſeines Ver⸗ 
treters zu Unrecht entrichtet worden iſt. Die Erſtattung der 
Lohnſteuer bei ſachlich unrichtiger, für den Arbeitnehmer 
ungünſtiger Eintragung auf der Lohnſteuerkarte hängt dabei 
entſcheidend davon ab, ob die Lohnſteuer in einem ſolchen 
Fall „au Unrecht“ entrichtet iſt oder nicht. Die anderen 
Tatbeſtandsmerkmale des $ 152 Abſatz 1 Ziffer 1 (Steuer⸗ 
entrichtung für Rechnung des Arbeitnehmers ohne deſſen 
Mitwirkung) werden in der Regel erfüllt ſein. 


Die Lohnſteuer iſt in den bezeichneten Fällen „zu Un⸗ 
recht“ entrichtet, wenn man nur die wirklichen Verhält⸗ 
niſſe des Arbeitnehmers (3. B. ſeinen wirklich gegebenen 
Familienſtand) einerſeits und die zu hohe Lohnſteuer⸗ 
einbehaltung entſprechend der unrichtigen Lohnſteuer ⸗ 
karteneintragunganderſeits betrachtet. Es wäre bei 
dieſer Betrachtungsweiſe in den bezeichneten Fällen die An⸗ 
wendbarkeit des § 152 Abſatz 2 Ziffer 1 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung in der Regel zu bejahen und die zuviel ein⸗ 
behaltene Lohnſteuer zu erſtatten. Dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe wäre aber zu eng und würde den beſonderen 
Bedürfniſſen der Lohnſteuer nicht gerecht 
werden. Die Anwendung des $ 152 Abſatz 2 Ziffer 1 der 
Reichsabgabenordnung erfährt in dieſen Fällen deshalb eine 
bedeutende Einſchränkung durch den Grund⸗ 
fat der Maßgeblichkeit der Lohnſteuer⸗ 
karte und durch die Folgerungen, die ſich aus dieſem 
Grundſatz ergeben. Hinweis auf die Abſchnitte 4 bis 6. 
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4. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 


Das Lohnſteuerrecht wird von dem Grund ſatz der 
Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte be⸗ 
herrſcht. Der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohnſteuer⸗ 
karte bedeutet, daß im Lohnſteuerabzugsverfahren ſteuerlich 
bedeutſame Verhältniſſe des Arbeitnehmers vom Arbeit⸗ 
geber nur und erſt dann berückſichtigt werden dürfen, 
wenn ſie auf der Lohnſteuerkarte eingetragen ſind. 


Der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 
ergibt fich beſonders deutlich aus den Vorſchriften im 8 34 
und im § 28 LSt /B. § 34 StB lautet: 


(1) Bei Anwendung der Lohnſteuertabelle ſind für die Be⸗ 
rüdjichtigung von Hinzurechnungen (§ 14) und von Abzügen 
(8 27) und für die Anwendung der Steuergruppen (Spalten 3 
bis 15 der Lohnſteuertabelle) die Eintragungen auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte (88 7 u. f.), und zwar des Kalenderjahrs maß⸗ 
gebend, in dem 


1. bei Vorauszahlungen des Arbeitslohns der Lohnzahlungs⸗ 
zeitraum ($ 33) beginnt, 

2. bei nachträglicher Zahlung des Arbeitslohns der Lohn⸗ 
zahlungszeitraum ($ 33) endet. 
( 
Bee 
8 28 LStDB lautet: 


Der Arbeitgeber darf die Anderungen und Ergänzungen 
der Lohnſteuerkarte bei der Berechnung der Lohnſteuer erſt 
bei den Lohnzahlungen berückſichtigen, die er nach Vorlage 
der geänderten oder ergänzten Lohnſteuerkarte leiſtet. 


Der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 
entſpricht den praktiſchen Bedürfniſſen des 
Lohnſteuerrechts. Er iſt erforderlich, um. dem Arbeıt- 
geber die Durchführung des Steuerabzugs vom Arbeits- 
lohn zu ermöglichen und zu erleichtern. Der Arbeitgeber iſt 
in der Regel kein fachlich geſchulter Beamter, 
ſondern ein Laie. Er kennt die beſonderen Verhältniſſe 
ſeiner Arbeitnehmer (3. B. ihren Familienſtand, ihre Kinder⸗ 
zahl, ihre Werbungskoſten und Sonderausgaben, ihre außer⸗ 
gewöhnlichen Belaſtungen) grundſätzlich nicht. Er kann 
dieſe beſonderen Verhältniſſe ſeiner Arbeitnehmer auch gar 
nicht kennen. Es müſſen ihm deshalb dieſe beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe eindeutig und klar bekanntgemacht 
und nachgewieſen werden. Das geſchieht durch eine 
öffentliche Urkunde: die Lohnſteuerkar te. Der 
Arbeitgeber muß ſich auf dieſe öffentliche Urkunde un⸗ 
bedingt verlaſſen können. Er darf nicht gezwungen 
werden zu prüfen, ob die Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte der Wirklichkeit entſprechen. Eine ſolche Prüfung 
durch den Arbeitgeber wäre ſchlechthin un mög lich. Der 
Arbeitgeber muß von jeder Haftung frei ſein, wenn er die 
Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte beim Lohnſteuer⸗ 
abzug genau und gewiſſenhaft beobachtet hat. 


Der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 
iſt auch für die Praxis der Finanzverwaltung 
von größter Bedeutung. Es unterliegen dem Lohnſteuer⸗ 
verfahren zurzeit etwa 27 Millionen Arbeitnehmer. Es 
läßt ſich bei dieſer großen Zahl von Steuerfällen und von 
Lohnſteuerkarten nicht vermeiden, daß die eine und andere 
Lohnſteuerkarte aus irgendwelchen Gründen unrichtige Ein⸗ 
tragungen aufweiſt. Würde in dieſen Fällen der Grundſatz 
der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte nicht gelten, ſo 
würde eine große Zahl von Erſtattungsanträgen, die nach⸗ 
träglich geſtellt würden, die Folge ſein. Das würde mit der 
gebotenen Einfachheit des Lohnſteuerverfahrens nicht 
zu vereinbaren ſein. 

Der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 
bedeutet keineswegs, daß daraus in jedem Fall für 
den Arbeitnehmer Nachteile entſtehen müſſen. Es er- 
gibt ſich aus den Ausführungen in dem folgenden Ab⸗ 
ſchnitt 5, daß der Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohn⸗ 
ſteuerkarte ſich oft auch zugunſten des Arbeitnehmers 
auswirkt. Er befreit oft den Arbeitnehmer von der Nach⸗ 
zahlung einer Lohnſteuer, die ohne den Grundſatz der 
Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte an ſich geſchuldet wäre. 
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Der Arbeitnehmer kann allen nachteiligen 
Folgen, die ſich aus dem Grundſatz der Maßgeblichkeit der 
Lohnſteuerkarte für ihn ergeben, dadurch entgehen, 
daß er ſeine Lohnſteuerkarte bei Empfang genau 
prüft, und daß er die Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte auf dem laufenden hält, wenn ſich im Laufe 
des Jahrs Anderungen in ſeinen ſteuerlichen Verhältniſſen 
ergeben. Der Arbeitnehmer iſt die Perſon, die ihre ſteuer⸗ 
lichen Verhältniſſe (3. B. Familienſtand, Werbungskoſten) 
am beſten kennt. Er iſt deshalb beſonders berufen, die 
Ubereinſtimmung der Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte mit den wirklichen Verhältniſſen nachzuprüfen. Nimmt 
er dieſe Nachprüfung vor, fo kann ihm aus dem Grundſatz 
der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte kein Nachteil er⸗ 
wachſen. 

Es geſchieht von ſeiten der Reichsfinanzverwaltung 
alles, um dem Arbeitnehmer dieſe Nachprüfung zu 
erleichtern. Die Arbeitnehmer werden in jedem Jahr 
durch Preſſenotiz und Rundfunk auf die Not⸗ 
wendigkeit der Nachprüfung der Lohnſteuerkarte hin⸗ 
gewieſen. Auf der erſten Seite der Lohnſteuerkarte iſt durch 
entſprechende drucktechniſche Ausgeſtaltung das Erfordernis 
der Nachprüfung ſtark hervorgehoben. 

Auch die Durchführung der Nachprüfung wird 
dem Arbeitnehmer durch die Reichsfinanzverwaltung er- 
leichtert. Die Lohnſteuerkarten enthalten neuerdings eine 
Einlage, in der ſo knapp, klar und deutlich wie nur 
möglich der Arbeitnehmer über die rechtlichen und tatſäch⸗ 
lichen Geſichtspunkte belehrt wird, die bei einer ſachgemäßen 
Nachprüfung der Lohnſteuerkarte zu beachten ſind. 

„Jeder Arbeitnehmer iſt ohne Rückſicht auf feine Vor⸗ 
bildung in der Lage, bei gutem Willen die Richtigkeit der 
Lohnſteuerkarte zu prüfen. Er kann dadurch alle Nachteile, 
die ſich aus dem Grundſatz der Maßgeblichkeit der Lohn— 
ſteuerkarte ergeben können, ohne weiteres abwenden. 


5. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte und Lohnſteuernach⸗ 
zahlung 

Die wichtigſte Folgerung, die ſich aus dem Grundſatz 
der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte ergibt, iſt die 
folgende: 

Eine Lohnſteuer, die nach den Ein- 
tragungen auf der Lohnſteuerkarte richtig 
berechnet iſt, iſt immer „zu Recht“ ein⸗ 
behalten. Sie iſt auch dann zu Recht einbehalten, 
wenn nach den wirklichen Verhältniſſen (ſtatt nach den Ein⸗ 
tragungen auf der Lohnſteuerkarte) eine höhere oder 
niedrigere Lohnſteuer einzubehalten geweſen wäre. 


Das bedeutet für den Fall der Nachzahlung (Hinweis 
auf Abſchnitt 2), daß bei Einbehaltung einer Lohnſteuer, 
die, an den wirklichen Verhältniſſen gemeſſen, zu niedrig 
iſt, kein weiterer Steueranſpruch des Reichs mehr beſteht. 
Der Steueranſpruch des Reichs iſt durch die Lohnſteuer, 
die nach den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte be⸗ 
rechnet iſt, in voller Höhe getilgt. Es iſt in einem ſolchen 
Fall nicht eine „unrichtige“, ſondern die „richtige“ Lohn⸗ 
ſteuer einbehalten. 

Ein Arbeitnehmer, auf deſſen Lohnſteuerkarte irriger⸗ 
weiſe eine für ihn günſtige Eintragung vorgenommen 
iſt, hat deshalb mit einer Lohnſteuernachforde⸗ 
rung grundſätzlich nicht zu rechnen. Er darf 
ſich darauf verlaſſen, daß die Eintragung, die eine öffentliche 
Behörde vorgenommen hat, auch zu ſeinen Gunſten 
verbindlich iſt und ihn vor weiteren Steuerleiſtungen in 
dieſem Zuſammenhang bewahrt. 

Eine Nachzahlung der Lohnſteuer in den bezeichneten 
Fällen kommt aber dann in Betracht, wenn der Arbeit⸗ 
nehmer die für ihn zu günſtige Eintragung auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte durch unlautere Mittel (z. B. Täu⸗ 
chung, bewußt irreführende oder un- 
richtige Angaben) erſchlichen hat. Das ergibt 
ſich aus § 1 des Steueranpaſſungsgeſetzes und kann auch 
dem § 96 Abſatz 2 der Reichsabgabenordnung entnommen 
werden. § 96 Abſatz 2 der Reichsabgabenordnung lautet: 
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Mittel, wie Täuſchung, Zwang, Beſtechung, veranlaßt, ſo kann 
ſie mit rückwirkender Kraft zurückgenommen werden. 


Es iſt in einem ſolchen Fall ſo anzuſehen, als ob die er⸗ 
ſchlichene, dem Arbeitnehmer günſtige Lohnſteuerkarten⸗ 
eintragung mit rückwirkender Kraft beſeitigt 
worden wäre. Der Arbeitnehmer muß in einem ſolchen 
Fall ſo geſtellt werden, als ob die erſchlichene Eintragung 
nie beſtanden hätte. Es ergibt ſich dann, daß der 
Lohnſteueranſpruch des Reichs durch die bisher ein⸗ 
behaltene Lohnſteuer, die von der Gültigkeit der Ein⸗ 
tragung ausging, nicht (nicht voll) befriedigt iſt. Der 
Arbeitnehmer iſt zur Erfüllung des nicht (nicht voll) be⸗ 
friedigten Lohnſteueranſpruchs des Reichs verpflichtet. Er 
kann durch Haftungsbeſcheid zur Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung angehalten werden. 

Es wäre aber in einem ſolchen Fall nicht gerechtfertigt, 
die Haftung des Arbeitgebers für die Lohnſteuer in 
Anſpruch zu nehmen, die infolge der rückwirkenden Beſeiti⸗ 
gung der erſchlichenen Lohnſteuerkarteneintragung zu wenig 
einbehalten worden iſt. Der Grundſatz der Maßgeblichkeit 
der Lohnſteuerkarte muß in dieſem Fall zugunſten 
des Arbeitgebers — der an dem unlauteren Ver⸗ 
halten des Arbeitnehmers nicht beteiligt iſt — aufrecht⸗ 
erhalten bleiben. 


6. Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte und Lohnſteuer⸗ 
erſtattung 


Es iſt bereits in Abſchnitt 5 ausgeführt, daß wegen des 
Grundſatzes der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte eine 
Lohnſteuer, die nach den Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte richtig berechnet iſt, immer „zu Recht“ einbehalten 
iſt. Das gilt auch dann, wenn nach den wirklichen Ver⸗ 
hältniſſen (ſtatt nach den Eintragungen auf der Lohnſteuer⸗ 
karte) eine niedrigere Lohnſteuer einzubehallen ge⸗ 
weſen wäre. : 


Das bedeutet, daß die Vorſchrift des 
$ 152 Abſatz 2 Ziffer 1 der Reichsabgaben⸗ 
ordnung in den bezeichneten Fällen wegen 
der Maßgeblichkeit der Lohnſteuerkarte 
nicht angewendet werden kann. Die bezeichnete 
Vorſchrift der Reichsabgabenordnung macht die Erſtattung 
der Lohnſteuer davon abhängig, daß die Zohnftener „zu 
Unrecht“ entrichtet iſt. Dieſes Tatbeſtandsmerkmal iſt 
in den bezeichneten Fällen nicht gegeben. 

Es ergibt ſich deshalb, daß eine Lohnſteuer, die 
nach den Eintragungen auf der Lohn⸗ 
ſteuerkarte richtig berechnet iſt, aus Rechts- 
gründen nicht erſtattet werden kann, auch 
wenn die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte mit den 
wirklichen Verhältniſſen des Arbeitnehmers nicht überein- 
ſtimmen. 

Die Nichterſtattung der Lohnſteuer in dieſen Fällen 
kann gelegentlich zu unbilligen Härten führen. Tieſe 
Härten können nur im Billigkeitsweg beſeitigt 
werden. Die geſetzliche Ermächtigung dazu ergibt ſich aus 
§ 131 der Reichsabgabenordnung. Hinweis auf den fol 
genden Abſchnitt. 


7. Lohnſteuererſtattung aus Billigkeitsgründen 


§ 131 Abſatz 1 der Reichsabgabenordnung gemäß kann 
der Reichsminiſter der Finanzen u. a. für einzelne Fälle 
Reichsſteuern, deren Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falls unbillig wäre, ganz oder zum Teil erlaſſen oder in 
ſolchen Fällen die Erſtattung oder Anrechnung 
bereits entrichteter Reichsſteuern verfügen. Es iſt 
nach dieſer Vorſchrift möglich, eine Lohnſteuer, die nach den 
Ausführungen in Abſchnitt 6 nicht aus Rechts- 
gründen erſtattet werden kann, aus Billigkeits⸗ 
gründen zu erſtatten. Dabei iſt zu beachten, daß die im 
Abſchnitt 3 behandelten Fälle zahlreich find. Das er⸗ 
gibt ſich aus der großen Zahl von Steuerfällen, die bei der 
Lohnſteuer erledigt werden müſſen. 


(2) Hat der Beteiligte die Verfügung durch unlautere 
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Es müſſen gewiffe leitende Geſichtspunkte 


und Richtlinien aufgeſtellt werden, nach denen die 
Lohnſteuer aus Billigkeitsgründen erſtattet werden kann. 
Die Aufſtellung ſolcher Geſichtspunkte und Richtlinien ge⸗ 
währleiſtet eine gleichmäßige Handhabung der Lohn- 
ſteuererſtattung in den bezeichneten Fällen, vermeidet 
Ungleichmäßigkeiten der Beſteuerung und be⸗ 


wirkt 


eine Beſchränkung der Lohnſteuererſtattung 


auf die Fälle, in denen fie wirklich erforderlich iſt. 


Es find bei der Bearbeitung von Lohnſteuererſtattungs⸗ 


fällen aus Billigkeitsgründen in Zuſammenhang mit un⸗ 
richtigen Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte die fol- 
genden Fälle zu unterſcheiden: 


ik 


Die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte ſind un⸗ 
richtig, weil der Arbeitnehmer anläßlich der 
Perſonenſtandsaufnahme bei der Ausfüllung der Haus⸗ 
haltsliſte unrichtige oder ungenaue Angaben 
gemacht hat. Ein Verſchulden der Behörde, die die Lohn⸗ 
ſteuerkarte ausgeſchrieben hat — in der Regel die Ge- 
meindebehörde — liegt nicht vor. 
Beiſpiel: 
Ein Arbeitnehmer iſt ſchon dreißig Jahre verheiratet. 
Aus ſeiner Ehe iſt ein Sohn hervorgegangen, der 28 Jahre 
alt iſt und einen eigenen Haushalt führt. Kinderermäßi⸗ 
gung kommt für den Arbeitnehmer nicht in Betracht. Der 
Arbeitnehmer hat die Frage in Spalte 6 der Haushaltsliſte 
„Sind aus der beſtehenden oder aus einer früheren Ehe 
eines Ehegatten lebend geborene nichtjüdiſche Kinder hervor⸗ 
gegangen, die nicht mehr zum Haushalt gehören?“ aus 
Fahrläſſigleit unbeantwortet gelaſſen. Die Gemeinde⸗ 
behörde hat § 7 Abſatz 6 Satz 1 LSIDB gemäß die Steuer⸗ 
gruppe II eingetragen. In Wirklichkeit fällt der Arbeit- 
nehmer in die Steuergruppe III. Die Steuergruppe III 
wäre bei richtiger Ausfüllung der Haushaltsliſte durch den 


Arbeitnehmer von der Gemeindebehörde auch eingetragen 
worden. 


Eine Erſtattung aus Villigkeitsgründen kommt in 
dieſen Fällen nicht in Betracht. Es beſteht kein 
Anlaß, durch einen Billigkeitserlaß ſolche ſteuerlichen 
Folgen zu beſeitigen, die auf einem Verſchulden 
des Arbeitnehmers (Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit) 
beruhen. Es kann von jedem Arbeitnehmer verlangt 
werden, daß er alle Fragen, die anläßlich der Perſonen⸗ 
ſtandsaufnahme an ihn geſtellt werden, genau beant⸗ 
wortet. Die Haushaltsliſte enthält außerdem eine An⸗ 
leitung, die den Arbeitnehmern die Ausfüllung er⸗ 
leichtert. Läßt es der Arbeitnehmer an der gebotenen 
Genanigkeit bei der Ausfüllung der Haushaltsliſte 
fehlen, ſo muß er die Folgen ſelbſt tragen. 


.Die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte find un⸗ 


richtig, weil der Behörde, die die Lohnſteuer⸗ 
karte ausſchreibt, bei der Ausſchreibung der Lohnſteuer— 
karte ein Fehler unterlaufen iſt. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer hat in der Haushaltsliſte richtig an⸗ 
gegeben, daß zu feinen Haushalt zwei eheliche minder- 
jährige Kinder gehören. Die Gemeinde trägt aus Verſehen 
auf der erſten Seite der Lohnſteuerkarte in Abſchnitt La 


die Steuergruppe IV und in Abſchnitt Ic das Wort „eine“ 
(ſtatt „zwei“) ein. 


In dem bezeichneten Fall iſt eine Erſtattung der 
Lohnſteuer aus Billigkeitsgründen möglich. Voraus⸗ 
ſetzung iſt, daß den Arbeitnehmer kein weſent⸗ 
liches eigenes Verſchulden bei der Prü⸗ 
fung der Lohnſteuerkarte trifft. Es muß von jedem 
Arbeitnehmer verlangt werden, daß er die Ein⸗ 
tragungen auf ſeiner Lohnſteuerkarte auf ihre 
Richtigkeit nachprüft. Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen in Abſchnitt 4. Unter läßt er dieſe Nach⸗ 
prüfung, oder nimmt er ſie nur oberflächlich vor, 
ſo muß er die Folgen einer falſchen Lohnſteuerkarten⸗ 
eintragung, die zu feinen Ungunſten wirkt, ſelbſt 
tragen. Er kann ſich auch dann nicht darauf berufen, daß 
die Behörde einen Fehler gemacht hat. Iſt aber das 
Unterlaſſen der Prüfung bei dem Arbeitgeber als ent⸗ 


ſchuldigt anzuſehen, dann iſt in einem ſolchen Fall 
die Erſtattung der Lohnſteuer aus Billigkeitsgründen 
möglich. Als Entſchuldigungsgründe kommen 
z. B. in Betracht: 


a) ſchwere Krankheit des Arbeitnehmers in der 
Zeit, die auf die Zuſendung der Lohnſteuerkarte folgt, 

b) ſtarke berufliche oder parteiliche Inan⸗ 
ſpruchnahme des Arbeitnehmers in der Zeit, 
die auf die Zuſendung der Lohnſteuerkarte folgt, 


c) ein beſonderes hohes Maß von Ge⸗ 
ſchäftsungewandtheit bei dem Arbeit⸗ 
nehmer (z. B. bei Frauen, die vorübergehend als 
Arbeitnehmerinnen tätig ſind). 


Beiſpiel A: 

Ein höherer Beamter (Regierungsrat) erhält bon der 
Gemeindebehörde feine Lohnſteuerkarte mit der Ein⸗ 
tragung „Steuergruppe II“ zugeſandt. Der Regierungs- 
rat iſt ſeit drei Jahren verheiratet. Kinder ſind aus 
ſeiner Ehe noch nicht hervorgegangen. Der Arbeitnehmer 
fällt in die Steuergruppe III. Gibt er die Lohuſteuer⸗ 
karte ſeinem Arbeitgeber weiter, ohne vorher die Ein⸗ 
tragungen nachzuprüfen, ſo iſt die Lohnſteuer, die nach 
den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarle zuviel ein⸗ 
behalten wird, nicht aus Billigkeitsgründen zu er⸗ 
ſtatten. Es muß von einem höheren Beamten verlangt 
werden, daß er die Eintragungen auf ſeiner Lohnſteuer⸗ 
karte auf ihre Richtigkeit nachprüft. 


Beiſpiel B: 

Derſelbe Fall wie Beiſpiel A. Der Regierungsrat 
macht aber glaubhaft, daß er in dem Monat, in dem 
ihm die Steuerkarte zugeſandt worden iſt, an den Folgen 
einer Operation krank im Kankenhaus lag. Die Lohn⸗ 
ſteuerkarte mit der unrichtigen Eintragung der Steuer⸗ 
gruppe II wurde von ſeiner Frau in Empfang ge⸗ 
nommen und dem Arbeitgeber ohne Nachprüfung über- 
ſandt. Das Unterlaſſen der Nachprüfung iſt in dieſem 
Fall als entſchuldigt anzuſehen. Die Lohnſteuer, die 
nach den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte zuviel 
einbehalten wurde, kann aus Billigkeitsgründen er- 
ſtattet werden. 


Beiſpiel O: 

Derſelbe Fall wie Beiſpiel A. Es handelt ſich aber 
nicht um einen Regierungsrat, ſondern um die Frau 
eines kleinen ſelbſtändigen Handwerkers. „Die Hand⸗ 
werkersfrau arbeitet wegen der Kriegsverhältaiſſe vor⸗ 
übergehend in einer Fabrik. Sie iſt noch nie als 
Arbeitnehmerin tätig geweſen. Das Unterlaſſen der 
Nachprüfung der Lohnſteuerkarte kann in dieſem Fall als 
entſchuldigt angeſehen werden. Die Lohnſteuer, die nach 
den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte zuviel ein⸗ 
behalten worden iſt, kann aus Billigkeitsgründen er⸗ 
ſtattet werden. 


3. Die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte ſind aus 


irgendeinem Grund unrichtig. Tie wirk⸗ 
lichen Verhältniſſe des Arbeitnehmers find aber aus⸗ 
nahmsweiſe dem Arbeitgeber bekannt. 
Der Arbeitgeber berechnet die Lohnſteuer — entgegen 
den Vorſchriften in den 88 34 und 28 StD — nicht 
nach den Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte, ſondern 
nach den wirklichen Verbältniſſen des Arbeit⸗ 
nehmers. Es wird ſich in einem ſolchen Fall in der Regel 
empfehlen, von einer Nachforderung der Lohn⸗ 
ſteuer (Berechnung der Lohnſteuer nach den Ein⸗ 
tragungen auf der Lohnſteuerkarte) abzusehen. 
Der Arbeitnehmer würde es nur ſchwer verſtehen, wenn 
er in einem ſolchen Fall unter Aufhebung der im Er⸗ 
gebnis richtigen Sachbehandlung des Arbeit⸗ 
gebers gezwungen würde, Lohnſteuer nachzuentrichten. 
Es kann aber auch nicht ohne weiteres hingenommen 
werden, daß Arbeitgeber ſich über die Vorſchriften der 
88 34 und 28 LStDPB einſeitig hinwegſetzen. Ein ſolches 
Verhalten der Arbeitgeber bedeutet eine Steuerord⸗ 
nungswidrigkeit im Sinn von 8 413 Abſatz 1 Ziffer 1 
der Reichsabgabenordnung. Iſt dieſe Steuerordnungs⸗ 
widrigkeit von dem Arbeitgeber vorſätzlich oder 
fahrläſſig begangen, ſo iſt die Feſtſetzung 
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einer Ordnungsſtrafe gegen den Arbeitgeber 
möglich. Dadurch wird erreicht, daß der Arbeitgeber 
künftig die Vorſchriften, die dem Steuerabzug vom 
Arbeitslohn dienen, beachtet. 


4. Die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte ſind richt ig. 
Es iſt aber auf Antrag des Steuerpflichtigen die 
urſprüngliche Eintragung durch eine andere 
Eintragung zu erſetzen. Der Arbeitnehmer unter ⸗ 
läßt den rechtzeitigen Antrag. Der Arbeitgeber behält 
deshalb die Lohnſteuer nach der urſprünglichen Ein⸗ 
tragung auf der Lohnſteuerkarte ein. 


Beiſpiel: 

Eine Arbeitnehmerin, die 25 Jahre alt iſt, hat in der 
Haushaltsliſte angegeben, daß ſie nicht verheiratet iſt. 
Kinderermäßigung kommt für die Arbeitnehmerin nicht in 
Betracht. Die Gemeindebehörde hat § 7 Abſatz 5 LSt dB 
gemäß auf der Lohnſteuerlarte richtig eingetragen „Steuer⸗ 
gruppe I“. Die Arbeitnehmerin hat aber ein nichtjüdiſches 
Kind geboren, das zwei Tage nach ſeiner Geburt geſtorben 
iſt. Die Arbeitnehmerin fällt deshalb § 18 Abſatz 4 LSIDB 
gemäß in die Steuergruppe III. Dieſe Steuergruppe wird 
nur auf beſonderen Antrag im Weg der Ergänzung der 
Lohnſteuerkarte eingetragen. Die Arbeitnehmerin ſtellt den 
Antrag auf Ergänzung der Lohnſteuerkarte nicht. Der 
Arbeitgeber behält die Lohnſteuer nach der Steuergruppe I 
entſprechend der Eintragung auf der Lohnſteuerkarte ein. 


Die Erſtattung der Lohnſteuer aus Billigkeitsgründen 
hängt in dieſem Fall davon ab, ob den Arbeitnehmer 
oder die Arbeitnehmerin an der nicht recht- 
zeitigen Stellung des Antrags auf Er⸗ 
gänzung der Lohnſteuerkarte ein weſentliches Ver ⸗ 
ſchulden trifft oder nicht. Trifft ihn oder fie an der 
nicht rechtzeitigen Stellung des Antrags kein weſent⸗ 
liches Verſchulden, ſo kann die Lohnſteuer aus Billig⸗ 
keitsgründen erſtattet werden. Unterläßt der 
Arbeitnehmer ſchuldhaft die rechtzeitige Antragſtellung, 
ſo kommt eine Lohnſteuererſtattung aus Billigkeits⸗ 
gründen nicht in Betracht. Die Frage, ob ein Ver⸗ 
ſchulden des Arbeitnehmers vorliegt oder nicht, iſt nach 
den Grundſätzen zu entſcheiden, die unter Ziffer 2 be⸗ 
handelt ſind. 


5. Die Eintragungen auf der Lohnſteuerkarte ſind richtig. 
Sie ſtimmen mit den Verhältniſſen des Arbeitnehmers 
überein, die am Stichtag der Perſonen⸗ 
ſtands aufnahme gegeben waren. Dieſe Verhält- 
niſſe haben ſich aber im Laufe des Kalender- 
jahrs, für das die Lohnſteuerkarte ausgeſchrieben iſt, 
zugunſten des Arbeitnehmers geändert. 
Der Arbeitnehmer unterläßt es, die Ergänzung 
feiner Lohnſteuerkarte entſprechend den nunmehr ge— 
gebenen Verhältniſſen rechtzeitig zu beantragen. 


Bedeutung des Kriegszuschlags 


Beiſpiel: 

Es gehören am Stichtag der Perſonenſtandsaufnahme 
zum Haushalt eines Arbeitnehmers neben ſeiner Ehefrau 
zwei minderjährige Kinder. Die Gemeindebehörde trägt 
auf der Lohnſteuerkarte richtig die Steuergruppe IV ein 
und vermerkt Kinderermäßigung für zwei minderjährige 
haushaltszugehörige Perſonen. Im Laufe des Kalender⸗ 
jahrs, für das die Lohnſteuerkarte ausgeſchrieben iſt, wird 
dem Arbeitnehmer ein drittes Kind geboren. Der Arbeit» 
nehmer unterläßt es, ſeine Lohnſteuerkarte entſprechend er⸗ 
gänzen zu laſſen. Der Arbeitgeber behält deshalb auch 
weiterhin die Lohnſteuer nach Steuergruppe IV unter Be⸗ 
rückſichtigung von Kinderermäßigung für zwei Perſonen 
(ſtatt für drei Perſonen) ein. 


Die Erſtattung der zuviel einbehaltenen Lohnſtener 
beſtimmt ſich in dieſen Fällen nach den gleichen Grund⸗ 
ſätzen, wie ſie unter Ziffer 4 dargeſtellt ſind. Es kommt 
darauf an, ob den Arbeitnehmer an der nicht recht⸗ 
zeitigen Stellung des Antrags auf Ergän⸗ 
zung der Lohnſteuerkarte ein weſentliches Ver⸗ 
ſchulden trifft oder nicht. Wegen der möglichen Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe Hinweis auf die Ziffer 2 dieſes 
Abſchnitts. 


Es ergibt ſich aus den Ausführungen in den obigen 
Ziffern 1 bis 5, daß die Lohnſteuererſtattung aus Billig⸗ 
keitsgründen weitgehend davon abhängt, ob bei dem Arbeit» 
nehmer ein ſchuldhaftes Verhalten vorliegt oder 
nicht. Das iſt gerechtfertigt. Auch auf anderen 
Rechtsgebieten, z. B. im bürgerlichen Recht oder im Straf⸗ 
recht, ſind an das Verſchulden einer Perſon weſentliche 
Rechtsfolgen geknüpft. Es muß von jedem Arbeitnehmer 
ein gewiſſes Maß von Sorgfalt bei der Erledigung der 
Angelegenheiten verlangt werden, die mit der Lohnſteuer⸗ 
karte zuſammenhängen. Die Anforderungen, die an einen 
Arbeitnehmer beim Lohnſteuerabzug geſtellt werden, ſind 
ſo gering, daß ihre genaue Erfüllung erwartet werden 
kann. Rechtsnachteile, die einem Arbeitnehmer infolge eines 
„Verſehens“ in dieſem Zuſammenhang erwachſen, müſſen 
ebenſo hingenommen werden wie die Folgen, die ſich für 
einen Arbeitnehmer durch die „verſehentliche“ Unterzeich⸗ 
nung eines ungünſtigen Mietvertrags oder Kaufvertrags 
ergeben. Die in den Ziffern 1 bis 5 bezeichneten Möglich⸗ 
keiten der Lohnſteuererſtattung aus Billigkeitsgründen 
reichen aus, um alle wirklichen unbilligen Härten, die 
ſich auf dieſem Gebiet ergeben können, zu beſeitigen. 


8. Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) und 
Wehrſteuer 
Die Grundſätze, die in den Abſchnitten 1 bis 7 bezeichnet 
find, gelten entſprechend für den. Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Lohnſteuer) und für die Wehrſteuer. 


zur Einkommensteuer für die eingegliederten Ostgebiete 


Von Regierungsrat Dr. Oermann, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, f 


2. Nichteinführung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer in 
den eingegliederten Oſtgebieten, 
3. Bedeutung der Nichteinführung, 


1. Einführung 

Die Vorſchriften der Kriegswirtſchaftspverordnung vom 
4. September 1939 (RGBl I S. 1609, RStBl 1939 S. 965) 
über den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer haben in 
räumlicher Beziehung zunächſt nur für das Ge⸗ 
biet des Deutſchen Reichs in ſeinem damali⸗ 
gen Umfang (mit Ausnahme des Protektorats Böhmen 


4. Nichterhebung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer durch 
Steuerabzug vom Arbeitslohn, 

5. Erſtattung des durch Steuerabzug vom Arbeitslohn einbe⸗ 
haltenen Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer, 

6. Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer. 


und Mähren) Geſetzeskraft erlangt. Die Vorſchriften müſſen, 
wenn ſie auch in den nach dem 4. September 1939 hinzu⸗ 
erworbenen Gebietsteilen gelten ſollen, in dieſen Gebiets⸗ 
teilen beſonders eingeführt werden. Das gilt z. B. 
für die eingegliederten Oſtgebiete. Es iſt bisher von der 
Einführung der Vorſchriften über den Kriegszuſchlag zur 
Einkommenſteuer in dieſen Gebieten abgeſehen worden. 
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Maßgebend dafür waren die beſonders gelagerten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe der Einwohner in den eingegliederten 
Oſtgebieten. 

Die Nichteinführung des Kriegszuſchlags zur Einkom⸗ 
menſteuer in den eingegliederten Oſtgebieten hat zu vielen 
Zweifelsfragen geführt. Die meiſten Zweifelsfragen ſind 
inzwiſchen durch die Rd F⸗Erlaſſe vom 31. Juli 
1940 82300 — Oft 1 III (RStBl 1940 S. 689) und 
vom 6. September 1940 S 2300 — Oſt 22 III 
(RStl 1940 S. 817) geklärt worden. Die folgenden Aus⸗ 
führungen wollen die Fragen, die in dieſen beiden Rund⸗ 
erlaſſen behandelt worden ſind, vertiefen und an Hand 
von praktiſchen Beiſpielen verdeutlichen. 


2. Nichteinführung des Kriegszuſchlags zur Einkommen⸗ 
ſteuer in den eingegliederten Oſtgebieten 


Die Steuerpflicht einer natürlichen oder juriſtiſchen 
Perſon wird bei den Perſonenſteuern durch gewiſſe 
perſönliche oder wirtſchaftliche Beziehungen der 
Perſon zum Staatsgebiet ausgelöſt. So löſen z. B. bei der 
Einkommenſteuer der Wohnſitz (8 13 StAnp®) und der ge⸗ 
wöhnliche Aufenthalt (8 14 StAnpG) die unbeſchränkte 
Einkommenſteuerpflicht aus. Hinweis auf § 1 Abſatz 1 
ESG. Die beſchränkte Einkommenſteuerpflicht (§ 1 
Abſatz 2 EStG) wird durch beſtimmte wirtſchaftliche 
Beziehungen einer Perſon zum Staatsgebiet, durch Bezug 
von Einkünften im Sinn des § 49 EStG, begründet. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 
ſpricht in feinem § 1 nicht vom Staatsgebiet oder vom Ge⸗ 
biet des Deutſchen Reichs. Es verwendet ſtatt deſſen den 
Ausdruck Inland. Dieſe verſchiedenen Begriffe deckten 
ſich bei der Bekanntgabe der neuen Faſſung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes. Das hat ſich aber inzwiſchen geändert. 
Gemäß Artikel 1 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über das Protektorat Böh⸗ 
men und Mähren vom 16. März 1939 (RGBl J 
S. 485) gehören die von den deutſchen Truppen im März 
1939 beſetzten Landesteile der ehemaligen Tſchecho⸗Slowaki⸗ 
ſchen Republik nunmehr zum Gebiet des Großdeutſchen 
Reichs und treten als „Protektorat Böhmen und 
Mähren“ unter deſſen Schutz. Das Protektorat Böhmen 
und Mähren gehört danach ſtaatsrechtlich zum Deut⸗ 
ſchen Reich. Es bildet einen Teil des Deutſchen 
Staatsgebiets. Es rechnet aber im Sinn des Ein⸗ 
kommenſteuerrechts nicht zum Inland. Hinweis auf § 1 
EStG. Inland im Sinn des Einkommen- 
ſteuerrechts iſt nur derjenige Teil des Deutſchen Staats⸗ 
gebiets, in dem das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 
1939 gilt. Das trifft für das Protektorat Böhmen und Mäh⸗ 
ren nicht zu. Im Protektorat Böhmen und Mähren gilt 
auch heute noch das Recht, das vor der ſtaatsrechtlichen 
Eingliederung des Protektoratsgebiets in das Deutſche 
Reich dort gegolten hat. Einkommenſteuerrechtlich iſt dieſer 
Teil des Deutſchen Staatsgebiets Nicht Inland. Das 
führt dazu, daß die Einwohner des Protektorats Böhmen 
und Mähren mit ihren Einkünften aus dem anderen 
Deutſchen Staatsgebiet als beſchränkt ſteuerpflichtig zu 
behandeln find. Wegen der Einzelheiten Hinweis auf Ab- 
ſchnitt 1 Abſatz 5 EStR für 1939. 

Die gleichen Erwägungen müſſen wir für die ein ⸗ 
gegliederten Oſtgebiete anſtellen, wenn es ſich 
um die Heranziehung einer Perſon zum Kriegs ⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer handelt. Die Oſt⸗ 
gebiete ſind dem Deutſchen Staatsgebiet durch den Erlaß 
des Führers und Reichskanzlers über Glie⸗ 
derung und Verwaltung der Oſtgebiete vom 
8. Oktober 1939 (RGBl I S. 2042, RStBBl 1939 
S. 1045) mit Wirkung vom 26. Oktober 1939 eingegliedert 
worden. Solange in den eingegliederten Oſtgebieten das 
Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939 noch nicht ein⸗ 
geführt war, waren dieſe Gebietsteile einkommenſteuerrecht⸗ 
lich als Nicht⸗Inland anzuſehen. Inland find fie 
erſt nach Inkrafttreten der Vorſchriften der Dritten 

erordnung zur Einführung ſteuerrecht⸗ 
licher Vorſchriften in den eingegliederten 


Oſtgebieten vom 10. Januar 1940 (RGBl I 
S. 211, RStBl 1940 S. 133) geworden. Für den 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer ſtellen 
die eingegliederten Oſtgebiete, weil in ihnen die einſchlägi⸗ 
gen Vorſchriften der Kriegswirtſchaftsverordnung vom 
J. September 1939 bisher nicht eingeführt worden find, 
weiterhin Nicht⸗Inland dar. 


3. Bedeutung der Nichteinführung 


Unbeſchränkt kriegszuſchlagspflichtig ſind in ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung des § 1 Abſatz 1 EStG ſolche natür⸗ 
lichen Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die eingegliederten 
Oiſtgebiete bilden, wie im Abſchnitt 2 dargelegt wurde, 
Nicht⸗Inland. Die Folge davon iſt, daß Wohnſitz 


und gewöhnlicher Aufenthalt in den ein⸗ 


gegliederten Oſtgebieten die unbeſchränkte 
Kriegszuſchlagspflicht nicht begründen können. 
Wegen der Frage der beſchränkten Kriegszuſchlags⸗ 
pflicht Hinweis auf Abſatz 4. 

Der Volksdeutſche A hat ſeit Jahren ſeinen ausſchließ⸗ 
lichen Wohnſitz in Thorn. Er unterliegt nicht der unbe⸗ 
ſchränkten Kriegszuſchlagspflicht. Es iſt einerlei, ob er 
Einkünfte nur aus den eingegliederten Oſtgebieten oder 
auch aus dem Ausland (3. B. aus der Slowakei) bezieht. 


Hat eine natürliche Perſon zwar ihren ausſchließ⸗ 
lichen Wohnſitz in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten, ihren gewöhnlichen Aufenthalt aber 
im anderen Gebiet des Deutſchen Reichs, ſo 
unterliegt ſie nach den allgemeinen Vorſchriften der un⸗ 
beſchränkten Kriegszuſchlagspflicht. Die für die un⸗ 
beſchränkte Kriegszuſchlagspflicht erforderliche räumliche 
Beziehung zum Inland wird in dieſem Fall in Ermange⸗ 
lung eines Wohnſitzes durch den gewöhnlichen Aufenthalt 
begründet. In einem ſolchen Fall ſoll trotzdem nach den 
Röß⸗Erlaſſen vom 31. Juli und 6. September 1940 von 
der Erhebung des Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer abgeſehen werden. 

Beiſpiele: 

A. Ein Kaufmann hat ſeinen Wohnſitz in Bromberg. Sein Ge⸗ 
ſchäft befindet ſich in Stettin. In dieſer Stadt hält er ſich, 
von den Sonntagen und Feiertagen abgeſehen, während der 
ganzen Woche auf. Die Erhebung eines Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer hat zu unterbleiben, obwohl der Kaufmann 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Altreich, in Stettin, hat. 
Hinweis auf § 14 Abſatz 1 StAnpG. 

B. Das gleiche würde gelten, wenn der Kaufmann fein Unter⸗ 

nehmen durch einen Vertreter führen laſſen und ſich nicht 

dauernd in Stettin aufhalten würde. Es würde für die Ent⸗ 
ſcheidung bedeutungslos fein, daß er § 14 Abſatz 3 StAnp& 
gemäß wie eine Perſon behandelt wird, die ihren gewöhnlichen 

Aufenthalt im Altreich, in Stettin, hat. 

Ein Beamter hat ſeinen Wohnſitz in Kaliſch. Er erhält ſeine 

Dienſtbezüge aus einer Reichskaſſe in Berlin ausgezahlt. & 14 

Abſatz 2 StAnv& gemäß wird der Beamte wie eine Perſon 

behandelt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Berlin hat. 

Er iſt trotzdem nicht zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 

heranzuziehen. 


Beſchränkt kriegszuſchlagspflichtig mit den im § 49 
EStG bezeichneten Einkünften find in ſinngemäßer Anwen⸗ 
dung des § 1 Abſatz 2 EStG ſolche natürlichen Perſonen, 
die im Inland weder einen Wohnſitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die ein⸗ 
gegliederten Oſtgebiete gehören in dieſem Sinn nicht zum 
Inland. Es folgt daraus, daß der Bezug von Ein⸗ 
künften im Sinn des 849 EStGaus denein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten die beſchränkte Kriegs⸗ 
zuſchlagspflicht nicht begründen kann. 

Beiſpiele: 

A. Ein Schwede, der feinen Wohnſig in Stockholm hat, be⸗ 
zieht Einkünfte aus einem Mietwohngrundſtück, das in 
Graudenz liegt. Er iſt nicht beſchränkt kriegszuſchlagspflichtig. 

B. Die Rechtslage wäre die gleiche wie im Beiſpiel A, wenn der 


Bezieher der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
ſeinen Wohnſitz in Prag hätte, weil auch das Protek⸗ 
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torat Böhmen und Mähren für den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer Nicht⸗In⸗ 
land iſt. 


Würden die Einkünfte aus dem Mietwohngrundſtück einer 
natürlichen Perſon mit dem Wohnſitz in Berlin zufließen, 
ſo würde dem Umſtand, daß die Einkünfte aus dem Nicht⸗ 
Inland ſtammen, keine Bedeutung zukommen. Der Be⸗ 
zieher der Einkünfte wäre unbeſchränkt kriegszuſchlags⸗ 
pflichtig. Die unbeſchränkte Kriegszuſchlagspflicht erſtreckt ſich 
auf ſämtliche Ein fünfte, gleichgültig aus welchem 
Gebiet ſie dem Steuerpflichtigen zufließen. 


Es konnte zunächſt zweifelhaft ſein, ob natürliche Per⸗ 
ſonen, die in den eingegliederten Oſtgebieten ihren aus⸗ 
ſchließlichen Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) haben, 
beſchränkt kriegszuſchlagspflichtig ſind mit den Ein⸗ 
künften, die ſie aus dem anderen Gebiet des 
Deutſchen Reichs beziehen. 

Beiſpiel: 
Der Volksdeutſche B hat ſeit Jahren ſeinen ausſchließ⸗ 
lichen Wohnſitz in Kattowitz. Er bezieht Einkünfte aus einem 
Gewerbebetrieb in Breslau. 


Die aufgetretenen Zweifel find durch die NdF-Erlaffe vom 
31. Juli und 6. September 1940 behoben worden. Es iſt 
jetzt klargeſtellt, daß eine beſchränkte Kriegs⸗ 
zuſchlagspflicht nicht in Betracht kommt. 

Die Nichteinführung der Vorſchriften über den Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten hat in verfahrensmäßiger Hinſicht 
zur Folge, daß der Kriegs zuſchlag zur Einkom- 
menſteuer durch Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn in Betriebſtätten, die in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten gelegen ſind, nicht einbehalten werden kann. 
Beifpiel: 

Ein Arbeitnehmer, der feinen ausſchließlichen Wohnſitz 
in Beuthen hat, iſt in Kattowitz beſchäftigt. Der Arbeitnehmer 
iſt unbeſchränkt kriegszuſchlagspflichtig. Der Arbeitgeber in 
Kattowitz iſt trotzdem weder berechtigt noch verpflichtet, vom 
Arbeitslohn ſeines Arbeitnehmers Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer einzubehalten. 


4. Nichterhebung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 
durch Steuerabzug vom Arbeitslohn 


Ein Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer kann von 
einem Arbeitnehmer, der ſeinen ausſchließlichen 
Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) in den eingegliederten 
Oſtgebieten hat, nicht erhoben werden. Hinweis auf Ab— 
ſchnitt 3. Hat der Arbeitnehmer neben einem Wohnſitz 
in den eingegliederten Oſtgebieten noch einen Wohnſitz 
im anderen Gebiet des Deutſchen Reichs, ſo 
iſt er unbeſchränkt kriegszuſchlagspflichtig. Es kommt 
dem Umſtand, daß dieſer Arbeitnehmer auch in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten einen Wohnſitz 
hat, für die Frage der perſönlichen Steuerpflicht keine 
Bedeutung zu. Der Reichsminiſter der Finanzen hat aber, 
um beim Stenerabzugsverfahren möglichſt einfache und 
klare Verhältniſſe zu ſchaffen, in ſeinem Runderlaß vom 
31. Juli 1940 angeordnet, daß der Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer bei einem ſolchen 
Arbeitnehmer im Steuerabzugs verfahren 
nicht zuerheben iſt. Es iſt dabei einerlei, ob die Be⸗ 
triebſtätte, in der der Arbeitslohn und die Lohnſteuer be⸗ 
rechnet werden, ſich in den eingegliederten Oſtgebieten oder 
im anderen Gebiet des Deutſchen Reichs befindet. 
Beiſpiel: 

Der Beſchäftsführer einer GmbH, deren Geſchäftsleitung 
und Sitz ſich in Gleiwitz befinden, hat ſowohl in Gleiwitz als 
auch in Kattowitz einen Wohnſitz. Die GmbH hat von der Ein⸗ 
behaltung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer abzu⸗ 
ſehen, wenn der Geſchäftsführer nachweiſt, daß er auch in 
Kattowitz einen Wohnſitz hat. 

Veſände ſich die Betriebſtätte ſtatt in Gleiwitz in Königs⸗ 
hütte, fo käme ſchon aus dem im Abſchnitt 3 am Ende ange⸗ 
gebenen Grund eine Einbehaltung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer im Abzugsverfahren nicht in Betracht. 


In dem Rdß⸗Erlaß vom 31. Juli 1940 iſt weiter an- 
geordnet, daß der Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer durch 


Steuerabzug vom Arbeitslohn auch dann nicht zu erheben 
iſt, wenn der Arbeitnehmer ſeine dauernde Arbeit⸗ 
ſtätte in den eingegliederten Oſtgebieten 
hat. Es iſt in dieſer Beziehung belanglos, ob der Arbeit⸗ 
nehmer ſeinen Wohnſitz in den eingegliederten Oſtgebieten 
oder im anderen Gebiet des Deutſchen Reichs oder ſowohl 
dort als hier einen Wohnſitz hat. 

Beiſpiele: 

A. Ein Arbeitnehmer hat ſowohl ſeinen ausſchließlichen Wohnſitz 

als auch ſeine dauernde Arbeitſtätte in den eingegliederten 

Oſtgebieten. Die Erhebung eines Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer ſcheidet ſchon nach den Ausführungen im Ab⸗ 
ſchnitt 3 aus. 

Ein Arbeitnehmer hat einen Wohnfitz in den eingegliederten 
Oſtgebieten und daneben noch einen Wohnſitz im anderen 
Gebiet des Deutſchen Reichs. Seine dauernde Arbeitſtätte be⸗ 
findet ſich in den eingegliederten Oſtgebieten. Hier iſt ſchon 
aus dem zu Anfang dieſes Abſchnitis angegebenen Grund bon 
der Erhebung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer im 
Stenerabzugsverfahren abzuſehen. 

Ein Arbeitnehmer hat feine dauernde Arbeitſtätte in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten und ſeinen ausſchließlichen Wohnſitz 
im anderen Gebiet des Deutſchen Reichs. Dieſer Arbeitnehmer 
iſt unbeſchränkt kriegszuſchlagspflichtig. Es ſoll trotzdem nach 
dem Rdß⸗Erlaß vom 31. Juli 1940 von der Erhebung des 
Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer durch Steuerabzug auch 
dann abgeſehen werden, wenn ſich die Betriebſtätte, in der der 
Arbeitslohn und die Lohnſteuer berechnet werden, nicht in 
den eingegliederten Oſtgebieten befindet. Befindet ſich die 
Betriebſtätte in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten, jo kommt eine Erhebung des Kriegszuſchlags zur 
Einfommenſteuer im Steuerabzugsverfahren ſchon aus dem 


Grund, der im Abſchnitt 3 am Ende angegeben wurde, nicht 
in Betracht. 


Zum Begriff „dauernde Arbeitſtätte“ 
führt der NdF-Erlaß vom 6. September 1940 das folgende 
aus: 


— 
2 


„Eine dauernde Arbeitſtätte wird begründet, wenn ſich 
aus dent Arbeitsverhältnis ergibt, daß die Arbeitſtätte nicht 
nur auf einen von vornherein begrenzten Zeitraum bei⸗ 
behalten werden ſoll. Eine Verſetzung oder eine Abordnung 
mit dem Ziel der Verſetzung oder eine Abordnung ge 
gung) auf unbeſtimmte Zeit begründen demgemäß regelmäßig 
eine dauernde Arbeitſtätte an dem Ort, an dem der Arbeit⸗ 
nehmer beſchäftigt iſt. Eine dauernde Arbeitſtätte in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten iſt auch dann regelmäßig anzu⸗ 
nehmen, wenn die Beſchäftigung in den eingegliederten Oft- 
gebieten mindeſtens drei Monate ohne Unterbrechung dauert.” 


Beiſpiele: 


A. Ein Beamter der Reichsfinanzverwaltung wird mit dem Ziel 
der Verſetzung von einem Leipziger Finanzamt an ein Finanz⸗ 
amt in den eingegliederten Oſtgebieten abgeordnet. Wegen 
ſchwerer Erkrankung des Beamten wird die Abordnungsver— 
fügung nach zwei Monaten wieder aufgehoben. Ein Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer iſt bei dem Beamten während 
der Dauer ſeiner Beſchäftigung bei dem Finanzamt in den 
eingegliederten Oſtgebieten im Steuerabzugsverfahren nicht 
zu erheben. Die Wohnſitzfrage ſpielt dabei keine Rolle. 

. Ein Beamter wird, obne daß eine Verſetzung beabſichtigt iſt, 
auf die Dauer von zwei Monaten von Berlin nach Poſen ab⸗ 
geordnet. Die Dienſtbezüge werden ihm wie bisher von feiner 
Berliner Dienſtſtelle aus gezahlt. Der Beamte iſt nicht vom 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer befreit. Wird die Ab⸗ 
ordnung aber nach Ablauf der beiden Monate um zwei weitere 
Monate verlängert, ſo iſt nunmehr für die Zukunft von der 
Erhebung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer abzu⸗ 
ſehen. Wegen der Erſtattung des Kriegszuſchlags zur Ein⸗ 
kommenſteuer für die beiden erſten Monate der Abordnung 
Hinweis auf den folgenden Abſchnitt 5. 


5. Erſtattung des durch Steuerabzug vom Arbeitslohn ein⸗ 
behaltenen Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer 


Die Anordnungen, die der Reichsminiſter der Finanzen 
in feinen Runderlaſſen über die Nichterhebung des Kriegs- 
zuſchlags zur Einkommenſteuer durch Steuerabzug vom 
Arbeitslohn getroffen hat, gelten 


a) beim laufenden Arbeitslohn für den Arbeits⸗ 
lohn, der für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, 
der nach dem 31. Dezember 1939 endet, 
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b) bei ſonſtigen äänsbeſondere einmaligen) 
Bezügen für den Arbeitslohn, der nach dem 
31. Dezember 1939 gezahlt wird. 


Offentliche und private Arbeitgeber haben in vielen 
Fällen, in denen nach den Ausführungen in den Abſchnit⸗ 
ten 3 und 4 ein Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer im 
Steuerabzugsverfahren nicht zu erheben iſt, den Arbeits⸗ 
lohn ihrer Arbeitnehmer um den Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer gekürzt. Die einbehaltenen Beträge ſind auf 
Antrag der Arbeitnehmer an dieſe zu erſtatten. 


Für welche Zeit der durch Steuerabzug vom Ar⸗ 
beitslohn einbehaltene Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
zu erftatten iſt, ergibt ſich aus den Ausführungen im Ab⸗ 
ſatz 1. Es kommt danach, ſoweit ein Kriegs zu ſchlag 
zur Einkommenſteuer vom laufenden Ar⸗ 
beitslohn einbehalten worden iſt, darauf an, daß es ſich 
um einen Arbeitslohn handeln muß, der für einen Lohn⸗ 
zahlungszeitraum gezahlt iſt, der nach dem De 
zember 1939 endet. Soweit ein Kriegs zuſchlag 
zur Einkommenſteuer von ſonſtigen (in3- 
befondere einmaligen) Bezügen einbehalten 
worden iſt, muß der um den Kriegszuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer gekürzte Bezug dem Arbeitnehmer na ch dem 
31. Dezember 1939 zugefloſſen ſein. 


Erſtattungsberechtigt iſt der einzelne Arbeit» 
nehmer. Dieſer muß unter Darlegung des Grundes, auf 
den er feinen Erſtattungsanſpruch ſtützt, die Erſtattung 
beſonders beantragen. Eine Erſtattung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer findet von Amts wegen 
micht ſtatt. 


Der Arbeitnehmer kann die Erſtattung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer, der ihm von ſeinem Arbeits⸗ 
lohn durch Steuerabzug einbehalten worden iſt, auch für 
die Zeit vor dem 1. Januar 1940 beantragen, 
wenn die Erſtattung nicht auf die Verwaltungs⸗ 
anordnungen in den RdF-Erlaffen vom 31. Juli und 
6. September 1940, ſondern darauf geſtützt wird, daß er aus 
den im Abſchnitt 3 bezeichneten a llgemeinen Er⸗ 
wägungen nicht kriegs zuſchlagspflichtig iſt. 
Es handelt ſich hier um eine Erſtattungaus Rechts⸗ 
gründen. Hinweis auf § 152 Abſatz 2 Ziffer 1 AO. Im 
einzelnen ſind es die folgenden Fälle: 


1. Eine natürliche Perſon hat ihren ausſchließlichen 
Wohnſitz (gewöhnlichen Aufenthalt) in 
den eingegliederten Oſtgebieten. Dieſe 
Perſon iſt wegen der Einkünfte vom Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer befreit, die ihr aus den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten, aus dem Protektorat Böhmen 


erſtattung der kinkommenſteuer und des Ariegszujchlags 
zur Einkommenfteuer 


Ein Steuerpflichtiger, deſſen Eintommen ganz oder teilweiſe 
aus Einkünften beſteht, von denen ein Steuerabzug vorgenommen 
worden iſt, wird $ 46 EStG gemäß zur Einkommenſteuer ver⸗ 
anlagt, wenn 
1. das Einkommen den Betrag von 8 000 RM überſteigt oder 
2. die Einkünfte, von denen der Steuerabzug nicht vorgenommen 

worden iſt, mehr als 300 RM betragen oder 
g. der Steuerpflichtige in die Steuergruppe J oder II fällt und 
in ſeinem Einkommen kapitalertragſteuerpflichtige Einkünfte 
von mehr als 1 000 RM enthalten ſind. 
Die im Steuerabzugsverfahren vom Arbeitslohn oder 
vom Kapitalertrag einbehaltenen Beträge werden auf die Ein⸗ 
tlommenſteuerſchuld angerechnet. überfteigen fie die 


Een t a chr i teen 
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und Mähren oder aus ausländiſchen Staaten zufließen. 
Hinweis auf Abſchnitt 3 Abſatz 1; 


2. Eine natürliche Perſon bezieht Einkünfte der im 
§ 49 EStG bezeihneten Art aus den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten, ohne im ſtaats⸗ 
rechtlichen Gebiet des Deutſchen Reichs (mit Ausnahme 
des Protektorats Böhmen und Mähren) einen Wohnſttz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt zu haben. Hinweis 
auf Abſchnitt 3 Abſatz 3. 


In den anderen fällen, die im Abſchnitt 3 Ab⸗ 
ſätze 2, 4 und 5 und im Abſchnitt 4 bezeichnet ſind, kann die 
Erſtattung des Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer, wie 


oben bereits dargelegt wurde, regelmäßig nur für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1939 erfolgen. 


Für die Erſtattung des durch Steuerabzug einbehalte⸗ 
nen Kriegszuſchlags zur Einkommenſteuer für 1940 iſt 
örtlich und ſachlich das Finanzamt zuſtän⸗ 
dig, in deſſen Bezirk der Arbeitnehmer am 10. Oktober 1939 
feinen Wohnſitz hatte. Hinweis auf 8 108 Abſatz 1 Buch⸗ 
ſtabe e der Buchungsordnung für die Finanzämter. Es iſt 
dem Arbeitgeber nicht erlaubt, den erſtattungsfähigen 
Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer mit den im Lohn⸗ 
ſteuerabzugsverfahren einzubehaltenden Beträgen 
zu verrechnen. 


6. Veranlagung zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 


Soweit nicht die im Abſchnitt 5 Ziffern 1 und 2 be⸗ 
zeichneten Fälle, bei denen eine Erhebung des Kriegs⸗ 
zuſchlags zur Einkommenſteuer aus Re chts gründen 
unterbleiben muß, in Betracht kommen, bleibt die Frage, 
ob der Steuerpflichtige endgültig nicht zum Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer heranzuziehen iſt, noch offen. 
Es handelt ſich dabei im einzelnen um die Tatbeſtände, die 
im Abſchnitt 3 Abſätze 2, 4 und 5 und im Abſchnitt 4 dar⸗ 
geſtellt worden ſind. Der Reichsminiſter der Finanzen hat 
ſich in den RdF-Erlaffen vom 31. Juli und 6. September 
1940 vorbehalten, ſpäter zu entſcheiden, ob und gegebenen⸗ 
falls in welcher Weiſe die Steuerpflichtigen, die vom Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer nach den getroffenen Ver⸗ 
waltungsanordnungen vorläufig nicht betroffen wer⸗ 
den ſollen, durch Veranlagung zum Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer heranzuziehen ſind. 


Verlegen Steuerpflichtige ihren Wohnſitz (gewöhnlichen 
Aufenthalt) im Laufe des Kalenderjahrs von 
den eingegliederten Oſtgebieten in das andere Reichsgebiet 
oder vom anderen Reichsgebiet in die eingegliederten Oſt⸗ 
gebiete, jo iſt S 2 der Erſten EZ DB zu beachten. 


Einkommenſteuerſchuld, ſo dürfen ſie nicht erſtattet, alſo auch 
nicht auf andere Steuerſchulden „perrechnet“ werden. Hin⸗ 
weis auf § 47 Abſatz 3 Satz 2 EStG. Dieſe Vorſchriften gelten 
ſinngemäß für den Kriegszuſchlag zur Ginkommen⸗ 
ſte ue r. Das hat zur Folge, daß die im Steuerabzugsverfahren 
einbehaltene Einkommenſteuer nur auf die Ein⸗ 


kommenſteuerſchuld und der im Steuerabzugsverfahren 


einbehaltene Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
nur auf die Kriegszuſchlagsſchuld angerechnet wer⸗ 
den können. 


Das Verbot der gegenſeitigen Verrechnung der Steuer⸗ 
abzugsbeträge auf die Einkommenſteuer oder auf den Kriegs⸗ 
zuſchlag zur Einkommenſteuer kann zu unbilligen Här⸗ 
ten führen, insbeſondere dann, wenn die eine Steuer durch 
Steuerabzugsbeträge noch nicht voll gedeckt, die andere Steuer da⸗ 
gegen durch die Steuerabzugsbeträge erheblich überzahlt iſt. 
Oberregierungsrat Dr. Oftering hat in Nr. 29 der DEZ 1940 
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auf diefe Härten aufmerkſam gemacht und darauf hingewieſen, daß 
fie § 181 der Reichsabgabenordnung gemäß auf Antrag des 
Steuerpflichtigen im Einzelfall beſeitigt werden können. Er iſt 
davon ausgegangen, daß eine unbillige Härte vorliegt, wenn der 
anzurechnende Betrag mindeſtens 20 Reichsmark 
ausmacht. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich in ſeinem Erlaß 
vom 5. September 1940 — 8 2209 — 741 III —, abgedruckt im 
Reichsſteuerblatt 1940 S. 817, damit einverſtanden erklärt, daß 
die Finanzämter bei der Veranlagung für 1939 ü berzahlte 
Lohnſteuer und überzahlte Kapitalertragſteuer 
auf den feſtgeſetzten Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer anrechnen, wenn der anzurechnende Be⸗ 
trag mindeſtens 20 Reichsmark groß iſt. Das gleiche gilt 
für die Anrechnung des Kriegszuſchlags zur 
Einkommenſteuer, der im Steuerabzugsver⸗ 
fahren vom Arbeitslohn oder von Kapital⸗ 
erträgen einbehalten worden iſt, auf die feſt⸗ 
geſetzte Ginkommenſteuer. 

Die Anrechnung beſchränkt ſich auf die Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer oder zum Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer für 
1939. Eine Anrechnung auf andere Steuerſchulden, 
3. B. auf die Umſatzſteuer für 1939 oder auf die Steuer- 
ſchulden für andere Jahre, 3. B. auf die Einkommen⸗ 
ſteuervorauszahlungen für 1940, it nicht zuläſſig. 

Eine Barauszahlung der im Steuerabzugsverfahren 
einbehaltenen Beträge an Einkommenſteuer oder an Kriegs- 
zuſchlag zur Einkommenſteuer iſt in keinem Fall zuläſſig. 

Unberührt bleibt die Erſtattung einbehaltener Steuerabzugs⸗ 
beträge, die aus Rechtsgründen, 3. B. § 152 Abſatz 2 
Ziffer 1 der Reichsabgabenordnung gemäß, beanſprucht werden 
kann. O. 


kinkommenſteuerveranlagung der Sozialuerficherungs- 


rentner im Sudetenland für 1939 


Die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte hat im Reichs⸗ 
gau Sudetenland und in den ſudetendeutſchen Gebietsteilen, die 
in die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau und in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliedert ſind, die Renten, die von einem 
tſchecho⸗flowakiſchen Verſicherungsträger zuerkannt waren, vor⸗ 
läufig weitergezahlt. Die Berechtigten erhielten die Renten grund⸗ 
ſätzlich in der gleichen Höhe wie im September 1938 bei einem Um⸗ 
rechnungskurs von 1 Ke = 12 Rpf. Die nach tſchecho⸗ſlowakiſchem 
Recht einzubehaltenden Steuerbeträge wurden weiter ein⸗ 
behalten. 

Die Verordnung vom 27. Juni 1940 (RGBl 1 S. 957) hat die 
Reichsverſicherung in den ehemaligen tſchecho⸗ſlowakiſchen, dem 
Deutſchen Reich eingegliederten Gebieten, endgültig geregelt. Nach 
diefer Verordnung hat die Reichsverſicherungsanſtalt für Ange⸗ 
ſtellte die bisher vorläufigen Leiſtungen aus Verſicherungsfällen 
vor dem 1. Oktober 1988 endgültig übernommen. 
Die Reichsverſicherungsanſtalt wird den Berechtigten die ſeit 
Oktober 1938 einbehaltenen Steuerbeträge in der 
nächſten Zeit auszahlen. 

Die im Kalenderjahr 1939 ausgezahlten Renten der Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung ſind deshalb in den obenbezeichneten Gebieten 
wie im anderen Reichsgebiet im Weg der Veranlagung zur 
Einkommenſteuer heranzuziehen. Es find dabei die im Kalender⸗ 
jahr 1939 ausgezahlten Nettobeträge zu veranlagen. Die nach⸗ 
zuzahlenden Steuerabzugsbeträge ſind entſprechend dem Zeitpunkt 
des Zufließens (§ 11 Abſatz 1 EStG) ſteuerpflichtig. Die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte wird ihre Rentner darauf hin⸗ 
weiſen, daß fie mit einer Einkommenſteuerveranlagung für 1939 
zu rechnen haben. Sie wird ihnen empfehlen, einen angemeſſenen 
Betrag für Steuerzahlungen bereit zu halten. 

Die Bezüge der Knappſchaftsrentner in den oben⸗ 
bezeichneten Gebieten haben auch nach den früheren geſetzlichen 
Vorſchriften dem Steuerabzug nicht unterlegen. Sie ſind, ins⸗ 
beſondere im Zuſammenhang mit anderen Einkünften, bei den 
Steuerpflichtigen im Weg der Bemefjung (Veranlagung) zur Ein⸗ 
kommenſteuer herangezogen worden. Die Erhebungsform der 
Einkommenſteuer hat ſich demnach bei den Knappſchaftsrentnern 
im Gegenſatz zu den Rentnern der Angeſtelltenverſicherung nicht 
geändert. Stg. 


Steuererleichterungen aus Anlaß des Umtauſches der 
Reichsbahnvorzugsaktien in Reichsbahnanleihe 


Die Deutſche Reichsbahn hat die von ihr ausgegebenen Vor⸗ 
zugsaktien zur Einlöſung am 1. Juli 1941 aufgerufen. Die Ein⸗ 
löſer erhalten am 1. Juli 1941 den Nennbetrag der Stücke zuzüg⸗ 
lich des Aufgelds von 20 v. H. Sie erhalten außerdem am 2. Ja⸗ 
nuar 1941 die Abſchlagdividende und am 1. Juli 1941 die Reſt⸗ 
dividende für das Geſchäftsjahr 1940 mit je 3½ v. H. 


Den Inhabern von Vorzugsaktien iſt der Umtauſch in 
eine neue mit 4 v. H. verzinsliche Reichsbahnanleihe mit 25jähri⸗ 
ger Laufzeit angeboten worden. Die Umtauſchenden erhalten für 
je 100 GM Nennwert der Vorzugsaktien 120 RM Nennwert der 
neuen Anleihe und vorzeitig eine Barvergütung von 7½ b. H., 
womit die Dividende für 1940 mitabgegolten iſt. 


Der Reichsminiſter der Finanzen gewährt aus Anlaß der 
Einlöſung der Reichsbahnvorzugsaktien und des Umtauſches in 
Reichsbahnanleihe Steuererleichterungen. Sie ſind in 
einem Runderlaß vom 27. September 1940 8 2180 — 90 III ent- 
halten, der im Reichsſteuerblatt veröffentlicht wird. Es iſt bei 
dieſen Steuererleichterungen zu unterſcheiden zwiſchen Steuer⸗ 
pflichtigen, bei denen die Reichsbahnvorzugsaktien zum Privat⸗ 
vermögen gehören, und Steuerpflichtigen, bei denen die 
Reichsbahnvorzugsaktien zum Betriebsvermögen gehören. 


Für Steuerpflichtige, bei denen die Reichsbahnvorzugsaktien 
zum Pribatvermögen gehören, gilt das folgende: 


1. Das Aufgeld von 20 v. H. iſt bei den Einlöſern und bei den 
Umtauſchenden nicht den Einkünften aus Kapitalvermögen 
zuzurechnen; 


2. Die Barvergütung bon 7½ v. H., die den Umtauſchen⸗ 
den gewährt wird, iſt nur in Höhe von 7 v. H. den Einkünften 
aus Kapitalvermögen zuzurechnen. 


Steuerpflichtige, bei denen die Reichsbahnvorzugsaktien zum 
Betriebsvermögen gehören, brauchen die Reichsbahn⸗ 
anleihe, die ſie im Umtauſch gegen Reichsbahnvorzugsaktien er⸗ 
werben, nicht mit einem höheren Wert anzuſetzen als mit dem 
letzten Buchwert der umgetauſchten Reichsbahnvorzugsaktien. Für 
den Fall der Ginlöſung von Reichsbahnvorzugsaktien, die 
zum Betriebsvermögen gehören, ſind ſteuerliche Vergünſtigungen 
nicht vorgeſehen. Stg. 


Beſteuerung von Arbeitnehmern aus dem Protektorat 
Böhmen und Mähren und aus der Slowakei 


Die Beſteuerung von Arbeitnehmern aus dem Protektorat 
Böhmen und Mähren und aus der Slowakei iſt im Abſchnitt 55 
Buchſtabe e der Lohuſteuer-Richtlinien (LEIM 1940) geregelt. Die 
Lohnſteuerpflicht hängt nach dieſen Ausführungen entſcheidend 
davon ab, ob der Arbeitnehmer im Protektorat Böhmen und 
Mähren oder in der Slowakei einen Wohnſitz hat oder nicht. 
Bei ledigen Arbeitnehmern iſt ein Wohnſitz im Protektorat 
Böhmen und Mähren oder in der Slowakei u. a. nur anzunehmen, 
wenn die Arbeitnehmer in den bezeichneten Gebieten eine 
eigene Wohnung beibehalten haben. 


Es iſt fraglich geworden, ob eine eigene Wohnung in 
dieſem Sinn auch dann gegeben iſt, wenn ein Arbeitnehmer bis 
zum Arbeitsantritt mit mittelloſen Angehörigen im Protektorat 
oder in der Slowakei einen gemeinſamen Haushalt geführt hat 
und nach Arbeitsaufnahme (im übrigen Gebiet des Groß⸗ 
deutſchen Reichs) die Koſten dieſes Haushalts überwiegend trägt. 
Dieſe Frage iſt nur dann zu bejahen, wenn der Arbeitnehmer 
der Eigentümer oder der Mieter der gemeinſamen Woh⸗ 
nung iſt und er dort jederzeit wieder Aufnahme finden kann. Es 
genügt deshalb zur Annahme eines Wohnſitzes im Protektorat 
Böhmen und Mähren oder in der Slowakei bei einem ledigen 
Arbeitnehmer nicht, daß der Arbeitnehmer die überwiegenden 
Koſten eines Haushalts weiter trägt, den feine mittelloſen Ange⸗ 
hörigen in dieſen Gebieten weiter führen. Es muß hinzukommen, 
daß er der Eigentümer oder der Mieter der gemeinſamen Woh⸗ 
nung iſt und dort jederzeit wieder aufgenommen werden kann. 

Oe 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 1. Oktober 1940. 
Steuergutſcheine I: 101½ — Steuergutſcheine IT: 


Juni 1942 105%, Juli 105,—, Auguſt 1045/8, September 104,25, 
Oktober 103 /, November 108 ¾. 


Wehrmacht⸗Umrechnungskurſe in den beſetzten Gebieten. Bei 
der Wehrmacht gelten zur Zeit die folgenden Umrechnungskurſe 
für Noten und für Münzen der beſetzten Gebiete: 


1 Belghnga .. = 040 Reichsmark 
1 däniſche Krone. .. = 0,49 Reichsmark 
1 franzöſiſcher Franc . 0,05 Reichsmark 
1 holländiſcher Gulden .. = 1,83 Reichsmark 
1 luxemburgiſcher Frane . = 0,10 Reichsmark 
1 norwegiſche Krone. .. = 0,57 Reichsmark. 


l 


Eintragung der Schatzanweiſungen der Deutſchen Reichspoſt 
von 1940 in ein Schuldbuch. Die mit 4 vom Hundert verzins⸗ 
lichen Schatzanweiſungen der Deutſchen Reichspoſt von 1940 
werden den Schuldverſchreibungen im Sinn der Reichsſchulden⸗ 
ordnung und des Reichsſchuldbuchgeſetzes gleichgeſetzt. Die 
Schatzanweiſungen können deshalb in ein Schuldbuch eingetragen 
werden. Hinweis auf die Bekanntmachung vom 10. September 
1940, NEST I S. 1244. 


Maßnahmen zur Einſparung öffentlicher Mittel. Waren, die 
zur Erfüllung öffentlicher Aufträge beſtimmt ſind, dürfen nicht 
dadurch verteuert werden, daß ſich ein Händler oder ein Vermittler 
in volkswirtſchaftlich nicht gerechtfertigter Weiſe in den Weg der 
Ware vom Erzeuger zum öffentlichen Auftraggeber einſchaltet. — 
Händler und Vermittler, deren Tätigkeit gerechtfertigt iſt, 
müſſen ihre Handelsſpanne oder ihre Vergütung auf das volks⸗ 
wirtſchaftlich gerechtfertigte Maß beſchränken. — Der Reichs⸗ 
kommiſſar für die Preisbildung kann anordnen, daß die Händler 
oder die Vermittler ſtatt einer Senkung ihrer Zuſchläge be⸗ 
ſtimmte Beträge an das Reich abführen. Hinweis 
auf die Verordnung über den Handel und die Auftragsvermittlung 


bei öffentlichen Aufträgen vom 11. September 1940, RGBl 1 
S. 1235. 


Abſchluß der Girozentrale Sachſen für das Geſchäftsjahr 1939. 
Die Girozentrale Sachſen hat ſich im Geſchäftsjahr 1939 beſonders 
günſtig entwickelt. Die Bilanzſumme iſt um rd. 28,5 vom 
Hundert auf 646 Millionen Reichsmark geſtiegen. Der Um ſatz 
hat ſich von 18,04 Milliarden Reichsmark auf 14,3 Milliarden Reichs⸗ 
mark erhöht. Der Reingewinn wird mit 776 124 Reichsmark 
ausgewieſen. Die Stammanteile erhalten eine Verzinſung von 
5 vom Hundert. 


Bier: Millionen-Anfeihe der Wiener Lokomotivfabrik. Die 
Wiener Lokomotivfabrik Aktiengeſellſchaft in Wien hat eine Ans 
leihe in Höhe von vier Millionen Reichsmark aufgelegt. Zins⸗ 
ſatz 4½ bom Hundert. Zeichnungspreis zum 
Nennbetrag. Laufzeit 15 Jahre. Die Anleihe iſt 
durch eine Hypothek geſichert. Der Anleihe erlös foll der 
Finanzierung der Aufgaben der Anleiheſchuldnerin auf dem 
Gebiet des Vierjahresplans dienen. 


Kapitalerhöhung der AEG. Die Allgemeine Elektrizitäts⸗Ge⸗ 
ſellſchaft in Berlin wird das Grundkapital um 40 Millionen Reichs⸗ 
mark auf 160 Millionen Reichsmark erhöhen. 


Kapitalerhöhung der Sſterreichiſchen Kraftwerke. Die Diter: 
reichiſchen Kraftwerke Aktiengeſellſchaft in Linz, die der Alpen⸗ 
Glektrowerke Aktiengeſellſchaft in Wien naheſteht, hat das Grund⸗ 
kapital um 10 Millionen Reichsmark auf 40 Millionen Reichsmark 
erhöht. 


Anpaſſung der Binsfäge im Protektorat. Die Nationalbank 
für Böhmen und Mähren in Prag hat zur Anpaſſung an die Zins⸗ 
ſätze der Deutſchen Reichsbank beſchloſſen, den Diskontſatz auf 
3½ vom Hundert und den Lombardſatz auf 4½ vom Hundert feit- 
zuſetzen. 


Aufhebung der Einſchräukungen im luxemburgiſchen Spar⸗ 
kaſſenverkehr. Die luxemburgiſche Sparkaſſe hat die Einſchrän⸗ 
kungen bei den Einzahlungen und den Auszahlungen aufgehoben. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Richtzahlen für das Beherbergungsgewerbe. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die Umſatzgliederung 
des Beherbergungsgewerbes in Durchſchnittszahlen des Jahres 
1938 das folgende Bild (Hundertſätze des Geſamtumſatzes): 
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Verkehr 


Neuerrichtung von Reiſebüros genehmigungspflichtig. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter hat durch Anordnung vom 8. September 
1940 die Neuerrichtung von Reiſebüros genehmigungspflichtig 
gemacht. 


Poſtſcheckverkehr mit Luxemburg. Am 1. Oktober 1940 ſind 
der volle Poſtſcheckverkehr mit dem Reich und der innerluxem⸗ 
burgiſche Poſtſcheckdienſt mit deutſchen Vordrucken aufgenommen 
worden. 


Fernſprechdienſt mit Spanien. Ab 16. September 1940 können 
mit Spanien, den Balearen und den Kanariſchen Inſeln in der 
Zeit von 11 bis 14 Uhr und von 17 bis 19 Uhr Geſpräche über 
die Funkverbindung Berlin— Madrid geführt werden. 

Berufsfürſorge für entlaſſene Soldaten. Durch Verordnung 
vom 18. September 1940 (RGBl I Seite 1241) iſt in Anerkennung 
der hervorragenden Leiſtungen der Deutſchen Wehrmacht die Be⸗ 
rufsfürſorge für entlaſſene Soldaten und männliche Angehörige 
des Reichsarbeitsdienſtes in und nach dem Krieg über die bis⸗ 
herigen Vorſchriften hinaus erweitert worden. Soldaten, die in 
Ehren entlaſſen werden, dürfen aus ihrer durch den Wehrdienſt 
bedingten Abweſenheit berufliche Nachteile nicht erwachſen. Die 
Zeit des erfüllten Wehrdienſtes iſt der Zeit der Betriebszugehorig⸗ 
teit zuzurechnen. In Ehren entlaſſene Soldaten find alſo jo zu 
ſtellen, als ob fie während des] Kriegs im Be⸗ 
trieb oder im Zivilberuf verblieben wären. 
Entlaſſene Soldaten, die in den früheren Beruf nicht zurückkehren 
können, ſind bei der Vermittlung von Arbeitsplätzen beſonders 
zu berückſichtigen. Ehemaligen Lehrlingen wird dringend 
geraten, die vorzeitig abgebrochene Berufsausbildung ordnungs⸗ 
gemäß zu beenden. Unternehmer oder Geſchäfts⸗ 
inhaber werden nach ihrer Entlaſſung von der Wehrmacht 
durch ihre Berufsorganiſation beraten, betreut und unterſtützt. 
Die Betreuung von Arzten, Zahnärzten, Dentiſten, 
Rechtsanwälten, Künſtlern uſw. geſchieht durch die 
zuſtändigen Fachſchaften. Wer ſtudieren will, erhält Rat 
durch den akademiſchen Berufsberater beim Arbeitsamt. Ver⸗ 
ſehrten (Kriegsbeſchädigten) wird erhöhte Berufs⸗ 
fürſorge zugewendet. Sie werden, wenn es erforderlich iſt, vor 
dem Arbeitseinſatz geſchult. — Der Übergang in den bürger⸗ 
lichen Beruf wird allen in Ehren entlaſſenen Soldaten auch 
geldlich erleichtert. Vom Tag nach der Entlaſſung an 
gerechnet werden für vierzehn Tage Wehrſold, Verpflegungsgeld 
und Familienunterhalt oder Kriegsbeſoldung gewährt. Dieſe 
Vergünſtigungen können in beſonderen Fällen bis zu zwei 
Monaten gewährt werden, wenn das Einkommen aus dem Zibil⸗ 
beruf zunächſt noch nicht geſichert iſt. Die Berufsfürſorge gilt 
auch für in Ehren entlaſſene Wehrmachtbeamte ein⸗ 
ſchließlich der Ergänzungsbeamten und für die männ⸗ 
lichen Angehörigen des Reichsarbeitsdienſtes. 
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Bevölkerung und Fläche des Deutſchen Reichs von 1933 bis 
1940. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich 
für die Zunahme der Fläche und der Bevölkerungszahl des 
Deutſchen Reichs von 1933 bis 1940 das folgende Bild: 

Deutſches Reich 


Deutſches Reich mit Protektorat 
Böhmen und Mähren 
Fläche Bevölkerung Fläche Bevölkerung 
aum 1939 Km 1989 
Gebiet von Anfang 1938 468 620 68 474 132 
dazu im März 1935 
Saarland 1925 842 454 
März 1935 bis März 1938 470 545 69 316 586 
dazu im März 1938 
ONE 83 764 6 650 306 
März bis Ottober 1938 554 309 75 966 892 
dazu im Oktober 1938 
Sudetendeutſche 
ieee 29099 3408 389 
Oktober 1988 bis März 
We ee 583 408 79 375 281 
dazu im März 1939 
Protektorat 
Böhmen u. Mähren : - 48959 7 000 000 
Memelland 5 2 848 154 694 2 848 154 694 
März bis September 
Ie ee fee 586 256 79 529 975 635 215 86 530 000 
dazu im September 
1939 
Freie Stadt Danzig 1 951 407 517 1951 407 517 
September bis Oktober 
D En 588 207 79 937 492 637 166 86 937 000 
dazu im Oktober 1939 
ehem. polniſche 
Oſtgebiete . . 91974 9 627 000 91974 9627 000 
November 1939 bis Mai 
Dad „ ayahs . ... 680 181 89 565 000 729 140 96 565 000 
dazu im Mai 1940 
Eupen, Malmedy 
und Moresnet 1058 68 590 1056 68 590 
Me eee 681 237 89 634 000 730 196 96 634 000. 
Keiegswietschaftliche Versorgung 


der Bevölkerung 


Lebensmittelzuteilung für die Zeit vom 21. Oktober bis 
17. November 1940. Für den Zuteilungszeitraum 16 
vom 21. Oktober bis 17. November 1940 werden dieſelben 
Mengen Brot, Fleiſch, Fett, Käſe, Nährmittel, Zucker, Marmelade 
und Milch ausgegeben wie für den vorangegangenen. Zuteilungs⸗ 
zeitraum. Die Sonderzuteilung von Kunſthonig für alle Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten fällt fort. Die Geſamtfettrationen bleiben 
unberändert. Auf die Kleinabſchnitte der Reichsfettkarte kann nur 
noch Margarine oder Speiſeöl bezogen werden. Die Verbraucher 
können jedoch in Gaſtſtätten auf dieſe Abſchnitte Butter als 
Streichfett beziehen. Kinder über drei Jahre und Normal- 
verbraucher erhalten an Stelle von 62,5 Gramm Butter 50 Gramm 
Vutterſchmalz. Die Kleinverteiler können die Abgabe von Fett in 
Mengen unter 50 Gramm ablehnen, damit der Schwundverluſt 
nicht zu groß wird. Die Sonder zuteilung von 62,5 Gramm 
Kakaopulver für Kinder aller Altersſtufen fällt weg. Verbraucher 
über achtzehn Jahre können an Stelle von 125 Gramm Kaffee⸗ 
Erſatz oder Kaffeezuſatzmitteln 50 Gramm Bohnenkaffee 
beziehen. Vorausſetzung für den Bezug von Bohnenkaffee iſt die 
Vorbeſtellung durch Abgabe des Abſchnitts N 30 der Nährmittel⸗ 
karte des Zuteilungszeitraums 15. Die Warenabgabe auf die 
Nährmittelkarte iſt ſonſt unverändert geblieben. 


Regelung der Röſtkaffeepreiſe. Der Reichsbeauftragte für 
Kaffee hat die Herſtellung von Röſtkaffee im Rahmen der ange⸗ 
ordneten Zuteilungen durch die Anordnung Nr 13 vom 21. Sep⸗ 
tember 1940 geregelt. Für die Abgabe an die Verbraucher 
wurden die folgenden Höchſtpreiſe für ein halbes Kilogramm feſt⸗ 
geſetzt: 

Preislage I 2,40 Reichsmark, 

Preislage II 2,80 bis 3,00 Reichsmark, 

Preislage III. 3,00 bis 3,60 Reichsmark. 
Kleinverteiler dürfen in jeder der drei Preislagen nur einen 


Preis fordern. 


Hauptſchriftieiter l. R. Dr. Fritz Koppe, 


Berlin» Charlottenburg 9. Stellvertreter: Schriftleiter Max⸗Gottfried Wagner, 


Belgien. Auflegung einer Staatsanleihe. Die belgiſche Re⸗ 
gierung will zum Ausgleich der in den letzten Monaten ent⸗ 
ſtandenen ſchwebenden Schuld eine Staatsanleihe mit zehnjähriger 
Laufzeit in Höhe von drei Milliarden Franken auflegen. 


Eugland. Rückgang des Verkehrs im Suezkanal. Im Juli 
1940 durchfuhren den Suezkanal nur 56 Schiffe mit 195 00 BRT 
gegenüber 450 Schiffen mit 2 000 000 BRT im Juli 1939. Durch 
die Kriegserklärung Italiens iſt demgemäß der Verkehr durch den 
Suezkanal um mehr als 90 v. H. zurückgegangen. 


England. Rückgang der Kohlenerzeugung. Die Steinkohlen⸗ 
erzeugung Englands iſt durch den Ausfall der wichtigſten euro⸗ 
päiſchen Ausfuhrmärkte, durch den Mangel an Grubenholz, durch 
Streiks und durch das Nachlaſſen der Arbeitsleiſtung der Berg⸗ 
leute ſtart zurückgegangen. Viele Gruben haben ſchon die Kurz⸗ 
arbeit eingeführt. Im Juli 1940 ſind mehr als 60 000 Bergarbeiter 
arbeitslos geworden. Dieſe Zahl iſt im Auguſt 1940 weiter 
geſtiegen. 


England. Ausverkauf des britiſchen Weltreichs. England be⸗ 
ſitzt nicht mehr genügend Wertpapiere, um feine Kriegsmaterial⸗ 
käufe in Amerika zu bezahlen. Es hat bereits wichtige Geſchäfts⸗ 
intereſſen und Filialbeteiligungen in den Dominions an Amerika 
veräußert. Die Leitung verſchiedener britiſcher Unternehmungen 
in Auſtralien iſt durch dieſe Verkaufe in amerikaniſche Hände 
übergegangen. 


Frautreich. Großzügiges Aufbauprogram mi für Nordfrank⸗ 
reich. Die Deutſchen Behörden haben in Zuſammenarbeit mit 
den franzoſiſchen Stellen für das Gebiet von Lille, Roubaix und 
Tourcoing ein großzügiges Arbeitsbeſchaffungsprogramm und 
Wiederaufbauprogramm aufgeſtellt. Es ſind zunächſt vier Mil⸗ 
lionen Arbeitstage veranſchlagt. Es wird dadurch der Einſatz der 
Arbeitsloſen für lange Zeit ermöglicht. 


Griechenland. Verrechnungsverkehr mit den beſetzten Ge⸗ 
bieten. Der Deutſche und der griechiſche Regierungsausſchuß 
haben auf der letzten Tagung den Einbau des Verrechnungs⸗ 
verkehrs zwiſchen Griechenland und den von Deutſchland beſetzten 
Gebieten in den Deutſch⸗griechiſchen Verrechnungsverkehr geregelt. 


Italien. Erhöhung der Stahlerzeugung. Auf einer Tagung 
der Korporation der Eiſen- und Stahlwirtſchaft wurde beſchloſſen, 
die Jahresſtahlerzeugung von 2,5 bis 3 Millionen Tonnen auf 
8 bis 9 Millionen Tonnen zu ſteigern. 


Jugoflawien. Neuer Verrechnungskurs der Reichsmark. Der 
Verrechnungskurs der Reichsmark in Zugoflawien iſt ab 1. Oktober 
1940 von 14,80 Dinar auf 17,82 Dinar heraufgeſetzt worden. Die 
Reichsmark iſt jetzt im Südoſten Europas die führende Deviſe an 
Stelle des engliſchen Pfunds. 


Kanada. Mißerfolg der Kriegsanleihe. Die zweite kanadiſche 
Kriegsanleihe hat in der erſten Woche nur Zeichnungen bon 
Banken und Verſicherungsunternehmungen in Höhe von 248 Mil⸗ 
lionen Dollar erbracht. Die Zeichnungsfriſt iſt wegen des ſchlechten 
Ergebniſſes verlängert worden. 


Warenverkehr mit den beſetzten niederländiſchen 
Der Warenverkehr zwiſchen Schweden 
und Belgien und Holland, der durch die Ereigniſſe der letzten 
Monate unterbrochen war, wird auf Grund einer Vereinbarung 
zwiſchen dem Deutſchen und dem ſchwediſchen Regierungsausſchuß 
wieder aufgenommen werden. Die Zahlungen erfolgen auf dem 
Verrechnungsweg durch Vermittlung der Deutſchen Verrechnungs⸗ 
kaſſe in Berlin. 


Schweden. 
und belgiſchen Gebieten. 


Schweiz. Verrechnungsverkehr mit Holland, Belgien und 
Norwegen. Es iſt durch Verhandlungen mit der Schweiz verein⸗ 
bart worden, daß der Zahlungsverkehr zwiſchen der Schweiz und 
Holland, Belgien und Norwegen durch Vermittlung der Deutſchen 
Verrechnungskaſſe in Berlin abgewickelt wird. 


Slowakei. Abſchluß der Preßburger Meſſe. Die Preßburger 
Meſſe hatte einen Rekordbeſuch von rund 150 000 Perſouen zu 
verzeichnen. Auch der Wert der Kaufabſchlüſſe hat alle bisherigen 
Ergebniſſe weit übertroffen. 


zt. Wehrmacht. Für die Anzeigen: 


Anzeigenleiter Bruno Schreiber, Wildau Kr. Teltow. Induſtrieverlag Spaeth & Linde, Berlin W 85, Woyrſchſtraße 5. Buchdruckerei Paul Linde & Co., Berlin SO 16. 
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